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Beginn der 1. Sitzung 
Mittwoch, 9. Februar 2011, 09:00 Uhr 

 
Antrittsrede des Grossratspräsidenten 

 

Sehr geehrter Herr Statthalter 
Sehr geehrte Mitglieder des Regierungsrates  
Liebe Kolleginnen und Kollegen  
Es gehört zu den schönen Traditionen, dass der für ein Jahr gewählte Ratspräsident oder die Präsidentin zu 
Beginn des Amtjahres eine Antrittsrede hält. Ich danke Ihnen für das Vertrauen und die Ehre, die Sie mir und 
der CVP durch meine Wahl vom 12. Januar haben zukommen lassen. 
Ich bin mir der Verantwortung, die Sie mir übertragen haben, sehr wohl bewusst und ich freue mich auf einen 
konstruktiven politischen Dialog und einen speditiven Ratsbetrieb. Auf der Einladung zum heutigen Apéro 
sehen Sie einen Helgen von Christoph Gloor, der möglicherweise unseren Ratsbetrieb symbolisiert – 
jedenfalls hat ein Aussenstehender und politisch interessierter Künstler unser Wirken vermutlich so 
interpretiert. Nun – ich denke, dieses Bild sollten, nein müssen wir gemeinsam korrigieren. In letzter Zeit ist 
zuviel Kritik an unserem Parlament geäussert worden, obwohl die Arbeit viel besser ist als sie von der 
Öffentlichkeit wahrgenommen wird. Die grosse und wertvolle Arbeit unseres Parlaments wird bekanntlich in 
den Kommissionen geleistet und steht nicht im Scheinwerfer der Öffentlichkeit, sondern wird in den 
Sitzungszimmern des Rathauses verrichtet. Parteiübergreifende Lösungen werden nicht auf dem Marktplatz 
der Öffentlichkeit gefunden sondern innerhalb der Kommissionen, die gute Arbeit leisten.  
Zu einem geordneten und speditiven Ratsbetrieb braucht es unter anderem auch die nötige, der Zeit 
angepasste Infrastruktur. Dies hat meine Amtsvorgängerin, der ich an dieser Stelle ganz herzlich für die 
angenehme Zusammenarbeit danke – sei’s hier vorne oder im Ratsbüro – immer wieder bemängelt. Sie hat 
Ihnen das Verwenden von Laptops im Ratsaal erlaubt. Dies war ein erster Schritt aber das reicht - nach meiner 
Meinung - noch nicht.  
Meine Vorgängerin und einige Vorgänger haben jeweils mit Neuerungen in ihrem Amtsjahr aufgewartet. Da 
wurden Grossratsweine und Grossratsbiere eingeführt und unser Baslerstab präsentierte sich in einer 
“Äänisbreetli-Version”. Wenn ich diesen Reigen von Genussinnovationen fortführen würde, könnte ich wohl 
demnächst einen Basler Grossratsschnaps einführen – zum Glück gibt es in nächster Nähe den Baselbieter 
Kirsch. Ein weiteres hervorragendes und für einmal unbestrittenes und mehrheitsfähiges partnerschaftliches 
Geschäft würde sich abzeichnen – aber lassen wir diese nicht ernstgemeinte Bemerkung beiseite, buchen wir 
sie als Schnapsidee ab und befassen uns mit den geplanten nachhaltigen Neuerungen.  
Im Ernst, die Rede ist von der Abstimmungsanlage, die wohl nach den teilweisen schwierigen und heiklen 
Handabstimmungen vom letzten Jahr mehr als dringend notwendig wird. Dazu haben Sie den Ratschlag 
zugestellt bekommen. Ich persönlich hoffe sehr, dass Sie der vorgesehenen Anlage bald zustimmen können. 
Dies hätte eine deutliche Verbesserung des Ratsbetriebs zur Folge. Die dadurch erhöhte Transparenz 
gegenüber der Bevölkerung, würde dem Ansehen unseres Parlamentes und der Politik im Allgemeinen, nur 
dienlich sein!  

 

Herr Statthalter, meine Damen und Herren 
Ich halte mich nun nicht an die an jedem Seminar gelernte Drei-Themen-Regel. Ich habe mir nur ein Stichwort 
gesucht und dies auch schnell gefunden: 
Mein Stichwort für die heutige Antrittsrede lautet Fairness. Es wird Sie sicher nicht überraschen, dass ich als 
ehemaliger Sportler diesem Thema einige Gedanken widme. Im Sport kämpft man ab und an mit sehr harten 
Bandagen. Da wird auch mal gegrätscht, geklammert und gestossen. Aber wenn das Spiel vorbei ist, geht man 
aufeinander zu, schaut sich in die Augen und gibt sich sportlich die Hand; das Spiel ist vorbei und hat meistens 
einen Sieger und einen Verlierer. Nach dem Spiel wird aber nicht im Vorbeigehen noch schnell eine 
Unsportlichkeit begangen in der Meinung, es sehe dies niemand. Solches wäre mehr als verpönt. 
Ich bin überzeugt, dass ein deutlich grösseres Mass an Fairness der politischen Auseinandersetzung durchaus 
gut bekäme. Denn leider werden gelegentlich die Grenzen des Erlaubten oder des guten Geschmacks 
überschritten. Dies schadet dem Ansehen der Politik und ist ganz am Ende auch dem Demokratieverständnis 
der Bevölkerung abträglich. Solches will man in der Schweiz nicht. 
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Unter Fairness verstehe ich z. B., dass man nicht Beschlüsse durchstiert, die nur einer Minderheit dienen, 
deren Partikularinteressen über das Wohlergehen der Bevölkerung gestellt werden. Extreme Positionen oder 
gar Fundamentalismus haben in der Geschichte immer zu unguten Entwicklungen geführt! „Salus publica 
suprema lex“ sehe ich seit einem Jahr vor mir, in Ihrem Rücken. Und sie gestatten mir, dass es mich freuen 
würde, wenn künftig kaum mehr Entscheide des Grossen Rates vom Volk geprüft werden müssten, d.h. dass 
bei all unseren Entscheiden immer das Allgemeinwohl im Vordergrund steht. Erwartet wird von uns schliesslich 
Lösungen zu erarbeiten die dem Gemeinwohl dienen und nicht einzelnen Gruppierungen und Parteien. Da ich 
einer Partei angehöre, die Extrempositionen nicht schätzt und auch nicht stützt, verstehen Sie meinen Wunsch 
sicher. 
Unter Fairness verstehe ich auch, dass der Grosse Rat keine Beschlüsse fasst, welche mit Partnern in 
unmittelbarer Nähe zu unserem Kanton, weder angesprochen noch besprochen sind und hüben wie drüben 
nur auf Unverständnis und Ablehnung stossen. 
Da ich aus dem Mannschaftssport komme ist mir sehr wohl bewusst, dass im Sport und in der Politik immer 
nur ein Team den Erfolg einfährt. Für mich als Teamplayer gehört es deshalb zur Fairness ebenfalls den 
gebührenden Dank an mein Umfeld auszusprechen, welches es überhaupt ermöglicht, dass ich das Amt des 
protokollarisch höchsten Baslers ausüben kann. Diesen Dank entbiete ich in erster Linie meiner Familie sowie 
meinen Arbeitskolleginnen und -kollegen. Und natürlich schliesse ich auch meine Partei ein, die mich für 
dieses ehrenvolle Amt nominiert hatte. 
Ebenfalls zur Fairness gehört nach meiner Meinung, dass man die Partnerschaften in der Nordwestschweiz 
pflegt und ernst nimmt. Es sind denn auch die kleinen Berührungspunkte, die in der gelebten Partnerschaft mit 
unseren nächsten Nachbarn oftmals viel mehr Wirkung erzeugen als die ganz grossen Würfe, die allenthalben 
aus den unterschiedlichsten Gründen verhindert werden. Deshalb werde ich in meinem Amtsjahr den Kontakt 
zu Nachbargemeinden aufnehmen und in informellen Gesprächen die vielen gemeinsamen Berührungspunkte 
ansprechen mit dem Ziel, einen freundnachbarlichen Dialog anzuschieben.  
Weiter gehört zur Fairness, dass man alle Partnerschaften in der Nordwestschweiz grundsätzlich ernst nimmt 
und weiter Überzeugungsarbeit geleistet wird. Sollte es z. B. dereinst dem Kanton Basel-Stadt finanziell 
deutlich besser gehen als dem Nachbarkanton, gebietet es die Fairness, dass man von unserer Seite nicht 
Gleiches mit Gleichem vergilt. Es kann – im Gegensatz zum Jahr 1969 – nicht sein, dass dem Partner alsdann 
die eiskalte Schulter gezeigt wird. Nein, wir sollten das Gemeinsame fördern und pflegen und die ohnehin gute 
wirtschaftliche Position der Nordwestschweiz weiter stärken. Ich verweise dazu auf die diversen Kommentare 
von der anderen Seite des Juras; bekanntlich nimmt man die Nordwestschweiz als starken Wirtschaftsstandort 
war – mit zwei Kantonen, denen es so gut geht, dass sie sich eigene Probleme schaffen und am liebsten sich 
gegenseitig die Erbsen vorzählen, anstatt ihr Gewicht zusammen in die Waagschale zu legen. 
Eigentlich sind speziell günstige Voraussetzungen dafür verantwortlich, dass es uns im Kanton Basel-Stadt 
finanziell und wirtschaftlich sehr gut geht. Hand aufs Herz: Es sind nur zum kleineren Teil die politischen Würfe 
der Vergangenheit, die unserer Region den Wohlstand bescheren. Aber wir tragen eine grosse Verantwortung 
dafür, dass wir zu dieser vorteilhaften Situation Sorge tragen. Wir sollten eine gewisse Dankbarkeit nicht 
vermissen lassen – speziell auch gegenüber der früher arg kritisierten chemischen und pharmazeutischen 
Industrie. Und man sollte mit Entschiedenheit die Rahmenbedingungen für die Entwicklung „unserer“ Life 
Sciences weiter verbessern. Diesen Motor dürfen wir nicht zum Stottern bringen, im Gegenteil, wir sollten 
dieser prosperierenden Branche ein attraktiver Standort bleiben. Ermöglichen, nicht verhindern! Das ist einer 
meiner politischen Grundsätze. Und er verdient es, mit dem entsprechenden politischen Willen ausgelebt zu 
werden. Auch dies ist eine Form der Fairness. 
2011 ist auch das Jahr der Freiwilligenarbeit. Dazu wünschte ich mir wieder vermehrt wirklich freiwillige Arbeit. 
Ich habe grossen Respekt vor all jenen Organisationen, die Gutes tun ohne Subventionen des Staates und 
ohne, dass aus einer Idee neue staatliche Stellen entstehen. Für mich sollten vermehrt solche Institutionen mit 
Preisen ausgezeichnet werden, deren Mitglieder aus purem Idealismus tätig sind. Stellvertretend für alle diese 
Organisationen, die keine staatlichen Gelder beanspruchen, erwähne ich die Elternorganisation „Maulwurf“. 
Ihre Aktiven entwerfen und realisieren Kleider für behinderte Kinder, die unter der seltenen Krankheit 
Muskeldystrophie Duchenne leiden, freiwillig und ehrenamtlich. Dafür hebe ich den Chapeau. 
Zum Schluss ein ganz spezieller Wunsch. Vor 50 Jahren wurde im Rathaus, unter dem damaligen 
Ratspräsidenten Albin Breitenmoser, zuerst eine Erfrischungsecke mit beschränkten Öffnungszeiten installiert. 
Noch im gleichen Jahr wurde von den Fraktionen das Rathauskäffeli definitiv beschlossen und eingeführt. 
Zwischenzeitlich haben auch in Basel die italienischen Kaffeegenüsse die Oberhand gewonnen. Ich könnte mir 
darum sehr gut vorstellen, dass die parlamentarische Arbeit – sei’s im Plenum oder in den Kommissionen – zu 
weiteren Höhenflügen ansetzen könnte, wenn auch die Arbeit des Grossen Rats von südländischen 
Kaffeedüften begleitet würde. Es bleibt mir aber nur der Glaube oder eben der Wunsch, nach einem qualitativ 
hochstehenden Kaffeegenuss in diesem Hause. Obwohl die Kaffeeauswahl nicht in der Kompetenz des 
Grossen Rates liegt, träume ich weiter von den Kaffeedüften, welche möglicherweise vermehrt 
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parteiübergreifende Gespräche anregen und vielleicht sogar politisch heikle Entscheide positiv begleiten.  
Nun packen wir gemeinsam, lösungsorientiert und kritisch konstruktiv, das Gemeinwohl im Auge behaltend, 
die Rekordzahl von 96 Geschäften an.  
Damit, Herr Statthalter, eröffne ich das 3. Amtsjahr der 41. Legislatur seit der Verfassung von 1875, oder, 
wenn Sie lieber wollen, das 3. Amtsjahr der 2. Legislatur seit 2005. [langer Applaus]. 

 

 

 1. Mitteilungen und Genehmigung der Tagesordnung 
[09.02.11 09:20:33, MGT] 

 

Mitteilungen 

Markus Lehmann, Grossratspräsident: ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung und habe Ihnen verschiedene 
Mitteilungen zu machen: 

 

Neue Ratsmitglieder 

Ich habe die Freude, drei neue Mitglieder in unserem Rat zu begrüssen und bitte die Angesprochenen, sich 
jeweils kurz von ihren Sitzen zu erheben. 

• Andreas Zappalà (FDP) anstelle der zurückgetretenen Christine Locher [Applaus] 

• Thomas Müry (LDP) anstelle des zurückgetretenen Andreas Burckhardt [Applaus] 

• Beat Fischer (EVP/DSP) anstelle der zurückgetretenen Annemarie von Bidder [Applaus] 

Ich wünsche den drei neuen Mitgliedern für ihre verantwortungsvolle Aufgabe alles Gute und heisse sie hier 
herzlich willkommen. 

 

Neue Interpellationen 

Es sind elf neue Interpellationen eingegangen. 

Die Interpellationen Nr. 2, 3, 4, 5, 9 und 11 werden mündlich beantwortet. 

 

Bildaufnahmen 

Ich habe Telebasel und dem Fernsehen DRS gestattet, Bildaufnahmen im Rat zu machen. Und zwar habe ich 
diese Erlaubnis gemäss § 2 Abs. 2 der Geschäftsordnung für die beiden akkreditierten Fernsehanstalten nicht 
nur für heute und nächsten Mittwoch erteilt, sondern für das ganze Amtsjahr 2011 / 2012. Ich hoffe, dass das 
lokale und das nationale Fernsehen von dieser Erlaubnis auch ausgiebig Gebrauch machen. 

 

Tagesordnung 

Die vorberatenden Kommissionen der Spitalvorlage beantragen, das Geschäft 18 heute mit Dringlichkeit auf 
die Tagesordnung zu setzen, obschon die Frist von drei Wochen gemäss § 20 der Ausführungsbestimmungen 
zur Geschäftsordnung formell nicht eingehalten ist. Da das Geschäft auf nächsten Mittwoch terminiert wird, ist 
die 3-Wochen-Frist dann faktisch trotzdem eingehalten. Für die dringliche Behandlung ist die Zustimmung von 
zwei Dritteln der Stimmenden erforderlich. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 81 gegen 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen, das Geschäft 18 (Bericht der Mehrheit der Gesundheits- und 
Sozialkommission sowie Bericht der Minderheit der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag Nr. 
10.0228.01 betreffend das Gesetz über die öffentlichen Spitäler des Kantons Basel-Stadt [ÖSpG] und zu vier 
Anzügen sowie Mitbericht der Finanzkommission) heute mit Dringlichkeit auf die Tagesordnung zu setzen. 
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Das Büro beantragt, die Traktanden 18, 19 und 20, also die Spitalvorlage und die beiden BVD-Sachgeschäfte, 
auf nächsten Mittwoch 09.00 Uhr anzusetzen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Traktanden 18, 19 und 20 auf Mittwoch, 16. Februar 2011, 09.00 Uhr zu terminieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Tagesordnung zu genehmigen. 

 

 

 2. Entgegennahme der neuen Geschäfte 
[09.02.11 09:24:29, ENG] 

 

Zuweisungen 

Christophe Haller (FDP): beantragt, den Ratschlag Sanierung und Modernisierung der St. Jakobshalle Basel 
(10.2351.01) der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Mitbericht zuzuweisen. 

 

Voten:  Felix Meier, Präsident der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Ratschlag Sanierung und Modernisierung der St. Jakobshalle Basel (10.2351.01) der 
Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Mitbericht zuzuweisen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Zuweisungen gemäss Verzeichnis der neuen Geschäfte (Anhang A) zu genehmigen. 

 

Kenntnisnahmen 

Der Grosse Rat nimmt Kenntnis 

von folgenden Geschäften:  

 • Nachrücken von Beat Fischer als Mitglied des Grossen Rates (Nachfolge von Annemarie von Bidder) 
(10.5361.02) 

 • Nachrücken von Thomas Müry als Mitglied des Grossen Rates (Nachfolge von Andreas Burckhardt) 
(10.5360.02) 

 • Nachrücken von Andreas Zappalà als Mitglied des Grossen Rates (Nachfolge von Christine Locher-Hoch) 
(10.5302.02) 

 • Bericht des Regierungsrates zur Umsetzung der unformulierten Initiative “Zum Schutz der Naturgebiete 
entlang des Flusslaufs der Wiese als Lebensraum wildlebender Pflanzen und Tiere sowie als 
Naherhohlungsraum” (Wiese-Initiative) (BVD / WSU, 06.0285.04) 

 • Bericht des Regierungsrates zum Luftreinhalteplan 2010 der Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft 
(WSU, 04.1176.05) 

 • Dringliche Kreditbewilligung Nr. 02 Abdichtung Decke 2. Untergeschoss im Gebäude 38, 
Universitätsspital Basel (FD, 10.2253.01) 
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 • Schreiben des Regierungsrates zu den Anträgen Andreas Burckhardt und Konsorten zur Einreichung 
einer Standesinitiative betreffend Einführung einer obligatorischen eidgenössischen Erdbeben-
versicherung und Maria Berger-Coenen und Konsorten betreffend Oberaufsicht des Bundes über 
Erdbebenvorsorge (stehen lassen) (FD, 07.5042.03 05.8200.04) 

 • Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Baschi Dürr und Konsorten betreffend wirkungsorientierte 
Kulturförderung (stehen lassen) (PD, 09.5190.02) 

 • Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Oswald Inglin und Konsorten betreffend Masterplan für die 
Peripherie Gundeldingen (stehen lassen) (BVD, 06.5266.03) 

 • Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Tanja Soland betreffend Ausnützung von 
bettelnden Kindern (JSD, 10.5284.02) 

 • Bericht des Regierungsrates über die ihm erteilten Aufträge (abgeschlossen per 13. Januar 2011) (STK, 
10.2284.01) 

 • Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Heinrich Ueberwasser “Steht die Basler 
Regierung bei ihren Wirtschaftskontakten in China zum Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo?” (PD, 
10.5276.02) 

 • Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Andreas Ungricht betreffend Herrenweg (BVD, 
10.5277.02) 

 • Rücktritt von Patricia von Falkenstein als Mitglied der Begnadigungskommission (auf den Tisch des 
Hauses) (11.5016.01) 

 

 

 

 3. Bericht der Begnadigungskommission zu einem Begnadigungsgesuch (Nr. 1689) 
[09.02.11 09:25:50, BegnKo, BEG] 

Die Begnadigungskommission beantragt, das Gesuch Nr. 1689 abzuweisen und D.U. nicht zu begnadigen. 
Gemäss § 6 Abs. 2 des Begnadigungsgesetzes ist für Beschlüsse über Begnadigungen die Teilnahme von 60 
Mitgliedern des Grossen Rates an der Abstimmung notwendig. 

 

Voten:  Doris Gysin, Präsidentin der Begnadigungskommission 

 
Der Grosse Rat 
tritt von Gesetzes wegen auf das Schreiben ein. 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 85 zu 0 Stimmen, dem Antrag der Begnadigungskommission zuzustimmen und das Gesuch Nr. 1689 
abzuweisen. 
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 4. Wahl eines Mitglieds des Ratsbüros (Nachfolge Annemarie von Bidder, EVP/DSP) 
[09.02.11 09:31:25, 11.5022, WG1] 

Die Fraktion GLP schlägt als Mitglied des Ratsbüros Martina Bernasconi vor. 

Die Wahl findet usanzgemäss geheim statt. 

Als Wahlbüro für diese und die weiteren geheimen Wahlen der heutigen Sitzung werden vorgeschlagen: 

Remo Gallacchi, CVP (Chef); Martina Saner, SP (Sektoren I+V); Patrizia Bernasconi, GB (Sektor II); Patricia 
von Falkenstein, LDP (Sektor III); Lorenz Nägelin, SVP (Sektor IV) 

Sekretärin des Wahlbüros: Sabine Canton (Parlamentsdienst). 

 

Der Grosse Rat genehmigt 

stillschweigend das vorgeschlagene Wahlbüro. 

Die Wahlzettel werden ausgeteilt und wieder eingesammelt. 

[Wahlergebnis siehe Seite 12] 

 

Besuch auf der Zuschauertribüne 

Der Präsident begrüsst auf der Tribüne die Klasse 1d des Gymnasiums Leonhard und hofft, dass die 
Besucher einen guten Einblick ins politische Tagesgeschehen des Kantons erhalten [Applaus]. 

 

 

 

 5. Wahl eines Mitglieds der Finanzkommission (Nachfolge Annemarie von Bidder, 
EVP/DSP) 
[09.02.11 09:36:59, 11.5023, WA1] 

Der Grosse Rat beschliesst 
einstimmig, die Wahlen in den Traktanden 5 - 12 offen durchzuführen, soweit die gesetzlichen 
Voraussetzungen dazu gegeben sind. 

 

Die EVP/DSP-Fraktion nominiert Beat Fischer (EVP/DSP) als Mitglied der Finanzkommission. 

 
Der Grosse Rat wählt 
einstimmig bei 1 Enthaltung Beat Fischer als Mitglied der Finanzkommission für den Rest der laufenden 
Amtsdauer. 
Dieser Beschluss ist zu publizieren. 
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 6. Wahl eines Mitglieds der Wirtschafts- und Abgabekommission (Nachfolge Andreas 
Burckhardt, LDP) 
[09.02.11 09:38:26, 11.5024, WAH] 

Die LDP-Fraktion nominiert Conradin Cramer (LDP) als Mitglied der Wirtschafts- und Abgabekommission. 

 

Der Grosse Rat wählt 

einstimmig bei 1 Enthaltung Conradin Cramer als Mitglied der Wirtschafts- und Abgabekommission für den 
Rest der laufenden Amtsdauer. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

 

 7. Wahl eines Mitglieds der Wahlvorbereitungskommission (Nachfolge Andreas 
Burckhardt, LDP) 
[09.02.11 09:39:08, 11.5025, WAH] 

Die LDP-Fraktion nominiert Patricia von Falkenstein (LDP) als Mitglied der Wahlvorbereitungskommission. 

 

Der Grosse Rat wählt 

einstimmig Patricia von Falkenstein als Mitglied der Wahlvorbereitungskommission für den Rest der 
laufenden Amtsdauer. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

 

 8. Wahl eines Mitglieds der Regiokommission (Nachfolge Andreas Burckhardt, LDP) 
[09.02.11 09:39:46, 11.5026, WAH] 

Die LDP-Fraktion nominiert Heiner Vischer (LDP) als Mitglied der Regiokommission. 

 

Der Grosse Rat wählt 

einstimmig bei 1 Enthaltung Heiner Vischer als Mitglied der Regiokommission für den Rest der laufenden 
Amtsdauer. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

 

 9. Wahl eines Mitglieds der Begnadigungskommission (Nachfolge Patricia von 
Falkenstein, LDP) 
[09.02.11 09:40:21, 11.5016, WAH] 

Die LDP-Fraktion nominiert Thomas Müry (LDP) als Mitglied der Begnadigungskommission. 

 

Der Grosse Rat wählt 

einstimmig bei 1 Enthaltung Thomas Müry als Mitglied der Begnadigungskommission für den Rest der 
laufenden Amtsdauer. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 Beschluss-Protokoll 1. und 2. Sitzung, Amtsjahr 2011-2012 9. Februar 2011 - Seite 10 

  

 

 

 10. Wahl eines Mitglieds der Begnadigungskommission (Nachfolge Christine Locher-
Hoch, FDP) 
[09.02.11 09:41:00, 11.5027, WAH] 

Die FDP-Fraktion nominiert Andreas Zappalà (FDP) als Mitglied der Begnadigungskommission. 

 
Der Grosse Rat wählt 
einstimmig bei 1 Enthaltung Andreas Zappalà als Mitglied der Begnadigungskommission für den Rest der 
laufenden Amtsdauer. 
Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

 

 11. Wahl eines Mitglieds der Gesundheits- und Sozialkommission (Nachfolge Christine 
Locher-Hoch, FDP) 
[09.02.11 09:41:39, 11.5028, WAH] 

Die FDP-Fraktion nominiert Andreas Zappalà (FDP) als Mitglied der Gesundheits- und Sozialkommission. 

 
Der Grosse Rat wählt 
einstimmig bei 1 Enthaltung Andreas Zappalà als Mitglied der Gesundheits- und Sozialkommission für den 
Rest der laufenden Amtsdauer. 
Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

 

 12. Wahl eines Mitglieds der IGPK Universitäts-Kinderspital beider Basel (Nachfolge 
Christine Locher-Hoch, GSK) 
[09.02.11 09:42:14, 11.5029, WAH] 

Die Gesundheits- und Sozialkommission nominiert Lorenz Nägelin (SVP) als Mitglied der IGPK Universitäts-
Kinderspital beider Basel. 

 
Der Grosse Rat wählt 
einstimmig 1 Enthaltung Lorenz Nägelin als Mitglied der IGPK Universitäts-Kinderspital beider Basel für den 
Rest der laufenden Amtsdauer. 
Dieser Beschluss ist zu publizieren. 
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 13. Ausgabenbericht betreffend administrative Angliederung der K’werk Bildschule bis 
16 an die Schule für Gestaltung Basel 
[09.02.11 09:43:10, BKK, ED, 10.1868.01, ABE] 

Der Regierungsrat und die Bildungs- und Kulturkommission des Grossen Rates beantragen, auf den 
Ausgabenbericht 10.1868.01 einzutreten und dem vorgelegten Beschlussentwurf zuzustimmen. 

 

Voten:  Doris Gysin, Referentin der Bildungs- und Kulturkommission; Baschi Dürr, Präsident der 
Finanzkommission 

 

Fraktionsvoten 

Esther Weber Lehner (SP): beantragt Rückweisung an den Regierungsrat. 

 

Voten:  Oswald Inglin (CVP); Oskar Herzig (SVP); Martina Bernasconi (GLP); Heidi Mück (GB); Ernst 
Mutschler (FDP) 

 

Einzelvoten 

Voten:  Dominique König-Lüdin (SP) 

 

Zwischenfragen 

Voten:  Martina Bernasconi (GLP); Dominique König-Lüdin (SP); Remo Gallacchi (CVP); Dominique König-
Lüdin (SP) 

 

Schlussvoten 

Voten:  RR Christoph Eymann, Vorsteher des Erziehungsdepartementes (ED); Doris Gysin, Referentin der 
Bildungs- und Kulturkommission 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Ausgabenbericht einzutreten. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 50 gegen 24 Stimmen bei 1 Enthaltung, den Rückweisungs-Antrag der Fraktion SP abzulehnen. 

 

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Einziger Absatz 

Publikationsklausel 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit grossem Mehr gegen 15 Stimmen und unter Verzicht auf eine zweite Lesung: 

Der Regierungsrat wird ermächtigt, die K’werk Bildschule bis 16 schrittweise in die Schule für Gestaltung zu 
integrieren. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 
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Traktandum 4: Wahl eines Mitglieds des Ratsbüros (Nachfolge Annemarie von Bidder, EVP/DSP) 

 

Wahlergebnis 

Ergebnis des 1. Wahlgangs 
 Ausgeteilte Wahlzettel 87  

 Eingegangene Wahlzettel 87  

 Ungültige Wahlzettel 0  

 Gültige Wahlzettel 87  

 Absolutes Mehr 44  

 Gewählt ist:   

 Martina Bernasconi, mit 78 Stimmen 

 Stimmen haben erhalten:   

 Vereinzelte 2  

 Leere Stimmen 7  

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Markus Lehmann, Grossratspräsident: ich gratuliere Martina Bernasconi zur ehrenvollen Wahl sehr herzlich 
[Applaus]. 

 

 

 14. Bericht zum Gesuch der Neuapostolischen Kirche Basel um kantonale Anerkennung 
gemäss §133 der Verfassung des Kantons Basel-Stadt 
[09.02.11 10:25:07, FD, 10.5219.02, RAT] 

Der Regierungsrat beantragt, auf den Bericht 10.5219.02 einzutreten und dem vorgelegten Beschlussentwurf 
zuzustimmen. 

 

Voten:  RR Eva Herzog, Vorsteherin des Finanzdepartementes (FD) 

 

Dominique König-Lüdin (SP): beantragt Rückweisung an den Regierungsrat. 

 

Zwischenfrage 

Voten:  Baschi Dürr (FDP); Dominique König-Lüdin (SP) 

 

Fraktionsvoten 

Voten:  Andreas C. Albrecht (LDP); Mirjam Ballmer (GB); Patrick Hafner (SVP); Christoph Wydler (EVP/DSP); 
Beatrice Alder Finzen (GB); André Weissen (CVP) 

 

Schlussvoten 

Voten:  RR Eva Herzog, Vorsteherin des Finanzdepartementes (FD) 
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Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Bericht einzutreten. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 46 gegen 34 Stimmen bei 3 Enthaltungen, dem Rückweisungs-Antrag zuzustimmen. 

Das Geschäft geht zurück an den Regierungsrat. 

 

 

 15. Ratschlag betreffend Übertragung von vier Parzellen mit zugehörigen Gebäuden 
vom Verwaltungsvermögen ins Finanzvermögen (Entwidmung) und Übertragung von 
vier Parzellen mit zugehörigen Gebäuden vom Finanzvermögen ins 
Verwaltungsvermögen (Widmung) 
[09.02.11 10:56:50, BRK, FD, 10.1604.01, RAT] 

Der Regierungsrat und die Bau- und Raumplanungskommission des Grossen Rates beantragen, auf den 
Ratschlag 10.1604.01 einzutreten und den vorgelegten Beschlussentwürfen zuzustimmen. 

 

Voten:  Remo Gallacchi, Referent der Bau- und Raumplanungskommission ; Baschi Dürr (FDP); RR Eva 
Herzog, Vorsteherin des Finanzdepartementes (FD); Remo Gallacchi, Referent der Bau- und 
Raumplanungskommission  

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Ratschlag einzutreten. 

 

Der Grosse Rat genehmigt 

stillschweigend, über alle acht Beschlüsse gemeinsam abzustimmen. 

 

Abstimmung 

Der Grosse Rat stimmt den acht folgenden Beschlüssen einstimmig bei einer Enthaltung zu. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Verwaltungs- ins 
Finanzvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 2 – 3858, 394.5 m2, Buschweilerweg 30, Basel 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Verwaltungs- ins 
Finanzvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle RD - 2288, 1’818.5 m2, Im Baumgarten 1, Riehen 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 
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Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Verwaltungs- ins 
Finanzvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 8 - 145, 2’645 m2, Rebgasse 12/14, Basel (Volkshaus) – Bürotrakt 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Verwaltungs- ins 
Finanzvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 9B - 54, 759 m2, Schulgasse 12, Basel 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Finanz- ins 
Verwaltungsvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 7 - 20, 21’687.5 m2, Klingeltalgraben 28, Basel (Kaserne – Alte Soldatenstube) 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Finanz- ins 
Verwaltungsvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 8-825 und Baurechtsparzelle 8-799, 19’687 m2, Landhof, Basel 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Finanz- ins 
Verwaltungsvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 2 - 3559, 10’851.5 m2, Nidwaldnerstr. 48 (Kinderverkehrsgarten), Basel 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

unter Verzicht auf eine zweite Lesung folgende bilanzmässige Übertragung vom Finanz- ins 
Verwaltungsvermögen (Verwaltungsumsetzung per 1.1.2011): 

Parzelle 2 - 4855, 4’644 m2, Robinsonspielplatz Bachgraben / Felsplattenstrasse 11, Basel 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 
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 16. Schreiben des Regierungsrates zur kantonalen Initiative zur Einführung einer 
mobilen Abfallpolizei für einen sauberen Kanton Basel-Stadt (Sauberkeitsinitiative). 
Weiteres Vorgehen nach beschlossener Zulässigkeit 
[09.02.11 11:01:55, WSU, 10.1704.02, WVI] 

Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat mit Schreiben 10.1704.02, ihm die Berichterstattung zur 
Volksinitiative zur Einführung einer mobilen Abfallpolizei für einen sauberen Kanton Basel-Stadt 
(Sauberkeitsinitiative) zu übertragen. 

 
Der Grosse Rat 
tritt von Gesetzes wegen auf das Schreiben ein. 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, die Volksinitiative gemäss § 18 lit. b. IRG dem Regierungsrat zur Berichterstattung innert 
sechs Monaten zu überweisen. 

 

 

 17. Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission zum Ratschlag betreffend 
Aufbau eines flächendeckenden Glasfasernetzes in Basel - FTTH -Basel (fiber to the 
home-Basel) 
[09.02.11 11:02:47, UVEK, WSU, 10.1342.02, BER] 

Die Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission des Grossen Rates beantragt, auf den Bericht 10.1342.02 
einzutreten und die Investitionen der IWB in der Höhe von CHF 70’000’000 zu genehmigen sowie das bedingt 
verzinsliche Darlehen in der Höhe von CHF 22’000’000 zulasten der Staatsrechnung zu bewilligen. 

 

Voten:  Jörg Vitelli, Referent der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission; Dieter Werthemann (GLP); 
Patrizia Bernasconi (GB); Heiner Vischer (LDP); Brigitte Heilbronner-Uehlinger (SP) 

 
Schlussvoten 
Voten:  RR Christoph Brutschin, Vorsteher des Wirtschafts-, Sozial- und Umweltdepartementes (WSU) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, auf den Bericht einzutreten. 

 
Detailberatung 
Titel und Ingress 
Ziffer 1, Aufbau eines flächendeckenden Glaserfasernetzes durch die IWB 
Ziffer 2, Investitionen der IWB 
Ziffer 3, Darlehen an die IWB Net AG 
Ziffer 4, Vorbehalt zur Veräusserung von Eigentumsanteilen 
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Antrag 
Die CVP Fraktion beantragt, auf Ziffer 4 zu verzichten. 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit grossem Mehr gegen 6 Stimmen, den Streichungsantrag der Fraktion CVP abzulehnen. 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
einstimmig bei 1 Enthaltung und unter Verzicht auf eine zweite Lesung: 
1. Der Aufbau eines flächendeckenden Glaserfasernetzes in Basel (FTTHBasel) durch die Industriellen 

Werke Basel IWB wird genehmigt. 
2. Die von den IWB im Rahmen der Kooperation mit der Swisscom AG für den Aufbau des FTTH-Netzes in 

Basel zu tätigenden Investitionen in Höhe von CHF 70’000’000 werden genehmigt. 
3. Zur Finanzierung des von den IWB zu leistenden Investitionsbeitrags wird ein entsprechend dem 

Geschäftserfolg bedingt rückzahlbares und bedingt verzinsliches Darlehen an die IWB Net AG in Höhe 
von CHF 22’000’000 und mit einer Laufzeit von 30 Jahren zulasten der Staatsrechnung bewilligt. 

4. Eine Veräusserung von Eigentumsanteilen der IWB Net AG bedarf der Zustimmung des Grossen Rates 
des Kantons Basel-Stadt. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum. 

 

 

 22. Vorgezogene Budgetpostulate für das Budget 2012 
[09.02.11 11:32:25] 

  1. Vorgezogenes Budgetpostulat André Weissen betreffend Dienststelle 506 Kantonspolizei / 30 
Personalaufwand (mind. 60 weitere Stellen) 
[09.02.11 11:32:25, JSD, 10.5365.01, NVP] 

Der Regierungsrat ist bereit, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5365 entgegenzunehmen. 

 
Greta Schindler (SP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Thomas Strahm (LDP); Urs Müller-Walz (GB) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Remo Gallacchi (CVP); Urs Müller-Walz (GB) 

 

Voten:  André Auderset (LDP); Daniel Stolz (FDP); RR Hanspeter Gass, Vorsteher des Justiz- und 
Sicherheitsdepartementes (JSD); André Weissen (CVP) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Alexander Gröflin (SVP); André Weissen (CVP) 
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Der Grosse Rat beschliesst 
unter Namensaufruf mit 55 gegen 22 Stimmen bei 11 Enthaltungen, das Vorgezogene Budgetpostulat 
abzulehnen. 
Das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5365 ist erledigt. 

 
Mit JA stimmten (22): André Auderset (LDP), Christian Egeler (FDP), Lukas Engelberger (CVP), 
Beat Fischer (EVP/DSP), Remo Gallacchi (CVP), Alexander Gröflin (SVP), Christophe Haller (FDP), Balz Herter (CVP), 
Ernst Mutschler (FDP), Giovanni Nanni (FDP), Bülent Pekerman (GLP), Eduard Rutschmann (SVP), Helen Schai (CVP), 
Urs Schweizer (FDP), Daniel Stolz (FDP), Rudolf Vogel (SVP), André Weissen (CVP), Dieter Werthemann (GLP), 
David Wüest-Rudin (GLP), Christoph Wydler (EVP/DSP), Samuel Wyss (SVP), Andreas Zappalà (FDP). 

. 

Mit NEIN stimmten (55): Elisabeth Ackermann (GB), Andreas Albrecht (LDP), Beatrice Alder (GB), Sibel Arslan (GB), 
Mustafa Atici (SP), Mirjam Ballmer (GB), Sibylle Benz (SP), Maria Berger (SP), Patrizia Bernasconi (GB), 
Andrea Bollinger (SP), Talha Ugur Camlibel (GB), Conradin Cramer (LDP), Baschi Dürr (FDP), Brigitta Gerber (GB), 
Daniel Goepfert (SP), Beatriz Greuter (SP), Thomas Grossenbacher (GB), Doris Gysin (SP), Anita Heer (SP), 
Brigitte Heilbronner (SP), Helmut Hersberger (FDP), Salome Hofer (SP), Bruno Jagher (SVP), Beat Jans (SP), 
Christine Keller (SP), Dominique König (SP), Martin Lüchinger (SP), Stephan Luethi (SP), Philippe Macherel (SP), 
Thomas Mall (LDP), Ursula Metzger Junco (SP), Heidi Mück (GB), Urs Müller (GB), Thomas Müry (LDP), 
Lorenz Nägelin (SVP), Gülsen Oeztürk (SP), Franziska Reinhard (SP), Eveline Rommerskirchen (GB), 
Martina Saner (SP), Tobit Schäfer (SP), Greta Schindler (SP), Tanja Soland (SP), Jürg Stöcklin (GB), 
Thomas Strahm (LDP), Sabine Suter (SP), Atilla Toptas (SP), Mehmet Turan (SP), Emmanuel Ullmann (GLP), 
Heiner Vischer (LDP), Jörg Vitelli (SP), Guido Vogel (SP), Aeneas Wanner (GLP), Esther Weber (SP), 
Ruth Widmer (SP), Christine Wirz (LDP). 

. 

Der Stimme enthalten haben sich (11): Markus Benz (GB), Sebastian Frehner (SVP), Patrick Hafner (SVP), 
Oskar Herzig (SVP), Christine Heuss (FDP), Ursula Kissling (SVP), Roland Lindner (SVP), Felix Meier (SVP), 
Jürg Meyer (SP), Heinrich Ueberwasser (SVP), Andreas Ungricht (SVP). 

. 

Abwesend waren (11): Martina Bernasconi (GLP), Peter Bochsler (EVP/DSP), Toni Casagrande (SVP), 
Felix Eymann (EVP/DSP), Oswald Inglin (CVP), Annemarie Pfeifer (EVP/DSP), Francisca Schiess (SP), 
Roland Vögtli (FDP), Rolf von Aarburg (CVP), Patricia von Falkenstein (LDP), Michael Wüthrich (GB). 

. 

Nicht gestimmt hat: Markus Lehmann (Grossratspräsident). 

Den Namensaufruf verlangt haben: André Weissen (CVP), André Auderset (LDP), Christian Egeler (FDP), 
Remo Gallacchi (CVP), Balz Herter (CVP), Ernst Mutschler (FDP), Giovanni Nanni (FDP), Helen Schai (CVP), 
Urs Schweizer (FDP), Christoph Wydler (EVP/DSP). 

. 

 
Schluss der 1. Sitzung 
12:03 Uhr 
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Beginn der 2. Sitzung 
Mittwoch, 9. Februar 2011, 15:00 Uhr 
 

 

 21. Neue Interpellationen. 
[09.02.11 15:02:48] 

  Interpellation Nr. 1 Martina Bernasconi betreffend Prostitution Amerbachstrasse (Verletzung 
Zweckentfremdungsgesetz?) 
[09.02.11 15:02:48, PD, 11.5011.01, NIS] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

 

Voten:  Martina Bernasconi (GLP) 

 

 

  Interpellation Nr. 2 Andreas Ungricht betreffend SNB Ausschüttungen an Kanton 
[09.02.11 15:04:45, FD, 11.5012.01, NIM] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  RR Eva Herzog, Vorsteherin des Finanzdepartementes (FD); Andreas Ungricht (SVP) 

 
Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 
Die Interpellation 11.5012 ist erledigt. 

 

 

  Interpellation Nr. 3 Heinrich Ueberwasser betreffend Ermöglichung von Heimspielen des SC Freiburg in 
Basel während eines eventuellen Neubaus des Freiburger Badenova-Stadions 
[09.02.11 15:11:53, ED, 11.5014.01, NIM] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  Heinrich Ueberwasser (SVP); RR Christoph Eymann, Vorsteher des Erziehungsdepartementes (ED); 
Heinrich Ueberwasser (SVP) 

 
Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 
Die Interpellation 11.5014 ist erledigt. 
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  Interpellation Nr. 4 Eduard Rutschmann betreffend Zulassung von Velo-Taxis in Basel-Stadt 
[09.02.11 15:17:12, JSD, 11.5017.01, NIM] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  Eduard Rutschmann (SVP); RR Hanspeter Gass, Vorsteher des Justiz- und Sicherheitsdepartementes 
(JSD); Eduard Rutschmann (SVP) 

 
Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 
Die Interpellation 11.5017 ist erledigt. 

 

 

  Interpellation Nr. 5 Samuel Wyss betreffend Parkplatzsituation in Basel-Stadt 
[09.02.11 15:25:19, BVD, 11.5030.01, NIM] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  RR Hans-Peter Wessels, Vorsteher des Bau- und Verkehrsdepartementes (BVD); Samuel Wyss (SVP) 

 
Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 
Die Interpellation 11.5030 ist erledigt. 

 

 

  Interpellation Nr. 6 Jürg Meyer betreffend Neuerungen in der Sozialhilfe in der Richtung des zweiten 
Arbeitsmarktes 
[09.02.11 15:33:19, WSU, 11.5031.01, NIS] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

 

 

  Interpellation Nr. 7 Ruth Widmer Graff betreffend Massnahmen zur Verbesserung der Situation auf dem 
Kasernenareal 
[09.02.11 15:33:40, PD, 11.5032.01, NIS] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

 

 

  Interpellation Nr. 8 Maria Berger-Coenen betreffend Koordination und Finanzierung von Massnahmen 
im Frühbereich 
[09.02.11 15:33:59, ED, 11.5035.01, NIS] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 
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  Interpellation Nr. 9 Oswald Inglin betreffend Bau einer zweiten Bahnhof-Passerelle und der teilweisen 
Verwirklichung der Vision CentralPark 
[09.02.11 15:34:22, BVD, 11.5036.01, NIM] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  RR Hans-Peter Wessels, Vorsteher des Bau- und Verkehrsdepartementes (BVD); Oswald Inglin (CVP) 

 

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 11.5036 ist erledigt. 

 

 

  Interpellation Nr. 10 Patrizia Bernasconi zur rechtswidrigen Praxis der IWB 
[09.02.11 15:40:15, WSU, 11.5037.01, NIS] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

 

 

  Interpellation Nr. 11 Patrick Hafner betreffend Rechtsfreier Raum in Basel? 
[09.02.11 15:40:30, JSD, 11.5038.01, NIM] 

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  RR Hanspeter Gass, Vorsteher des Justiz- und Sicherheitsdepartementes (JSD); Patrick Hafner (SVP) 

 

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 11.5038 ist erledigt. 

 

 

 22. Vorgezogene Budgetpostulate für das Budget 2012 
[09.02.11 15:44:06] 

  2. Vorgezogenes Budgetpostulat Remo Gallacchi betreffend Dienststelle 506 Kantonspolizei / 30 
Personalaufwand (Anpassung Lohn auf Niveau BL) 
[09.02.11 15:44:06, JSD, 10.5366.01, NVP] 

Der Regierungsrat ist bereit, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5366 entgegenzunehmen. 

 
Greta Schindler (SP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Samuel Wyss (SVP); André Auderset (LDP); Lorenz Nägelin (SVP) 

 
Zwischenfragen 
Voten:  André Auderset (LDP); Lorenz Nägelin (SVP); André Weissen (CVP); Lorenz Nägelin (SVP) 
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Voten:  Greta Schindler (SP); Remo Gallacchi (CVP) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Lorenz Nägelin (SVP); Remo Gallacchi (CVP) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
unter Namensaufruf mit 60 gegen 28 Stimmen bei 6 Enthaltungen, das Vorgezogene Budgetpostulat 
abzulehnen. 
Das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5366 ist erledigt. 

 
Mit JA stimmten (28): André Auderset (LDP), Peter Bochsler (EVP/DSP), Christian Egeler (FDP), 
Lukas Engelberger (CVP), Felix Eymann (EVP/DSP), Beat Fischer (EVP/DSP), Sebastian Frehner (SVP), 
Remo Gallacchi (CVP), Alexander Gröflin (SVP), Christophe Haller (FDP), Balz Herter (CVP), Oskar Herzig (SVP), 
Oswald Inglin (CVP), Ursula Kissling (SVP), Felix Meier (SVP), Giovanni Nanni (FDP), Annemarie Pfeifer (EVP/DSP), 
Eduard Rutschmann (SVP), Helen Schai (CVP), Urs Schweizer (FDP), Daniel Stolz (FDP), 
Heinrich Ueberwasser (SVP), Rudolf Vogel (SVP), Rolf von Aarburg (CVP), André Weissen (CVP), 
Christoph Wydler (EVP/DSP), Samuel Wyss (SVP), Andreas Zappalà (FDP). 

. 

Mit NEIN stimmten (60): Elisabeth Ackermann (GB), Beatrice Alder (GB), Sibel Arslan (GB), Mustafa Atici (SP), 
Mirjam Ballmer (GB), Sibylle Benz (SP), Maria Berger (SP), Martina Bernasconi (GLP), Patrizia Bernasconi (GB), 
Andrea Bollinger (SP), Talha Ugur Camlibel (GB), Toni Casagrande (SVP), Conradin Cramer (LDP), Baschi Dürr (FDP), 
Brigitta Gerber (GB), Daniel Goepfert (SP), Beatriz Greuter (SP), Thomas Grossenbacher (GB), Doris Gysin (SP), 
Anita Heer (SP), Brigitte Heilbronner (SP), Helmut Hersberger (FDP), Christine Heuss (FDP), Salome Hofer (SP), 
Bruno Jagher (SVP), Beat Jans (SP), Christine Keller (SP), Dominique König (SP), Martin Lüchinger (SP), 
Stephan Luethi (SP), Philippe Macherel (SP), Thomas Mall (LDP), Ursula Metzger Junco (SP), Heidi Mück (GB), 
Urs Müller (GB), Thomas Müry (LDP), Lorenz Nägelin (SVP), Gülsen Oeztürk (SP), Bülent Pekerman (GLP), 
Franziska Reinhard (SP), Eveline Rommerskirchen (GB), Martina Saner (SP), Tobit Schäfer (SP), Greta Schindler (SP), 
Tanja Soland (SP), Jürg Stöcklin (GB), Thomas Strahm (LDP), Atilla Toptas (SP), Mehmet Turan (SP), 
Emmanuel Ullmann (GLP), Heiner Vischer (LDP), Jörg Vitelli (SP), Guido Vogel (SP), Patricia von Falkenstein (LDP), 
Aeneas Wanner (GLP), Esther Weber (SP), Dieter Werthemann (GLP), Ruth Widmer (SP), Christine Wirz (LDP), 
David Wüest-Rudin (GLP). 

. 

Der Stimme enthalten haben sich (6): Markus Benz (GB), Patrick Hafner (SVP), Jürg Meyer (SP), 
Ernst Mutschler (FDP), Sabine Suter (SP), Andreas Ungricht (SVP). 

. 

Abwesend waren (5): Andreas Albrecht (LDP), Roland Lindner (SVP), Francisca Schiess (SP), Roland Vögtli (FDP), 
Michael Wüthrich (GB). 

Nicht gestimmt hat: Markus Lehmann (Grossratspräsident). 

Den Namensaufruf verlangt haben: Balz Herter (CVP), André Auderset (LDP), Peter Bochsler (EVP/DSP), 
Christian Egeler (FDP), Felix Eymann (EVP/DSP), Remo Gallacchi (CVP), Giovanni Nanni (FDP), Helen Schai (CVP), 
Urs Schweizer (FDP), André Weissen (CVP). 

. 
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  3. Vorgezogenes Budgetpostulat der UVEK, Globalbudget Öffentlicher Verkehr / Produktegruppe Tram 
und Bus / Abgeltung Ortsverkehr BVB (Taktverdichtung auf 10 Minuten-Takt) 
[09.02.11 16:10:51, BVD, 10.5363.01, NVP] 

Der Regierungsrat ist bereit, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5363 entgegenzunehmen. 

 
Heiner Vischer (LDP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Patrizia Bernasconi (GB); Balz Herter (CVP); Bruno Jagher (SVP); Peter Bochsler (EVP/DSP); Jürg 
Meyer (SP); Christoph Wydler, Referent der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Remo Gallacchi (CVP); Christoph Wydler (EVP/DSP) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 45 gegen 36 Stimmen bei 1 Enthaltung, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5363 dem Regierungsrat zu 
überweisen. 

 

 

  4. Vorgezogenes Budgetpostulat der UVEK, Globalbudget Öffentlicher Verkehr / Produktegruppe Tram 
und Bus / Abgeltung Ortsverkehr BVB (Entflechtung Buslinien 31, 38) 
[09.02.11 16:26:26, BVD, 10.5364.01, NVP] 

Der Regierungsrat ist bereit, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5364 entgegenzunehmen. 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5364 dem Regierungsrat zu überweisen. 

 

 

  5. Vorgezogenes Budgetpostulat Mirjam Ballmer betreffend Dienststelle 614 Stadtgärtnerei, BVD / 31 
Sachaufwand 
[09.02.11 16:26:58, BVD, 10.5367.01, NVP] 

Der Regierungsrat ist bereit, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5367 entgegenzunehmen. 

 
Heiner Vischer (LDP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Jürg Stöcklin (GB) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 41 gegen 30 Stimmen bei 1 Enthaltung, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5367 dem Regierungsrat zu 
überweisen. 



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 Beschluss-Protokoll 1. und 2. Sitzung, Amtsjahr 2011-2012 9. Februar 2011 - Seite 23 

  

 

 

  6. Vorgezogenes Budgetpostulat Brigitta Gerber betreffend Dienststelle 661, BVD / Investitions-
übersichtsliste 
[09.02.11 16:31:17, BVD, 10.5379.01, NVP] 

Der Regierungsrat ist bereit, das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5379 entgegenzunehmen. 

 
Heiner Vischer (LDP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Beatrice Alder Finzen (GB); Andrea Bollinger (SP) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Heiner Vischer (LDP); Andrea Bollinger (SP) 

 

Voten:  Jörg Vitelli (SP); Brigitta Gerber (GB) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 39 gegen 34 Stimmen, das Vorgezogene Budgetpostulat abzulehnen. 
Das Vorgezogene Budgetpostulat 10.5379 ist erledigt. 

 

 

 23. Motionen 1 - 5 
[09.02.11 16:45:02] 

  1. Motion Sebastian Frehner betreffend Verbot von bezahlten Mandaten für ehemalige Regierungsräte 
[09.02.11 16:45:02, PD, 10.5352.01, NMN] 

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 10.5352 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

 

Voten:  Regierungspräsident Guy Morin, Vorsteher des Präsidialdepartementes (PD); Jürg Stöcklin (GB); 
Sebastian Frehner (SVP) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 55 gegen 13 Stimmen, die Motion abzulehnen. 
Die Motion 10.5352 ist erledigt. 
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  2. Motion Emmanuel Ullmann und Konsorten zur Streichung des §31 Abs. 3 Gastgewerbegesetz 
[09.02.11 16:55:14, GD, 10.5355.01, NME] 

Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 10.5355 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

 
Bruno Jagher (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Annemarie Pfeifer (EVP/DSP); André Auderset (LDP); Anita Heer (SP); Sibel Arslan (GB); Emmanuel 
Ullmann (GLP) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 55 gegen 21 Stimmen, die Motion 10.5355 dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert 3 Monaten zu 
überweisen. 

 

 

  3. Motion Dieter Werthemann und Konsorten betreffend Abschaffung der Staatsgarantie für die Basler 
Kantonalbank 
[09.02.11 17:06:29, FD, 10.5384.01, NMN] 

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 10.5384 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

 

Voten:  RR Eva Herzog, Vorsteherin des Finanzdepartementes (FD); Andreas C. Albrecht (LDP); Baschi Dürr 
(FDP); Helmut Hersberger (FDP); Elisabeth Ackermann (GB) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Baschi Dürr (FDP); Elisabeth Ackermann (GB) 

 

Voten:  Martin Lüchinger (SP); Dieter Werthemann (GLP) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Jürg Meyer (SP); Dieter Werthemann (GLP) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit grossem Mehr gegen 11 Stimmen, die Motion abzulehnen. 
Die Motion 10.5384 ist erledigt. 
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  4. Motion Dieter Werthemann und Konsorten betreffend Abschaffung der Steuerbefreiung für die Basler 
Kantonalbank 
[09.02.11 17:30:16, FD, 10.5385.01, NMN] 

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 10.5385 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

 

Voten:  RR Eva Herzog, Vorsteherin des Finanzdepartementes (FD); Andreas C. Albrecht (LDP); Dieter 
Werthemann (GLP) 

 
Zwischenfrage 
Voten:  Remo Gallacchi (CVP); Dieter Werthemann (GLP) 

 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit grossem Mehr gegen 12 Stimmen, die Motion abzulehnen. 
Die Motion 10.5385 ist erledigt. 
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Mitteilung 
Markus Lehmann, Grossratspräsident: teilt mit, dass die Nachtsitzung vom 16. Februar mit Sicherheit 
durchgeführt wird. 

 

 
Schriftliche Anfragen 
Es sind folgende Schriftlichen Anfragen eingegangen: 

 • Schriftliche Anfrage Christoph Wydler betreffend dem Monitoring zum Gegenvorschlag Städte-Initiative 
(11.5018.01). 

 • Schriftliche Anfrage Patrizia Bernasconi betreffend Rahmenkredit für den Fuss- und Veloverkehr im 
Gegenvorschlag zur Städte-Initiative (11.5021.01). 

 • Schriftliche Anfrage Jürg Meyer betreffend Sozialhilfe-Richtlinien, gültig ab 1. Januar 2011 (11.5033.01). 

 • Schriftliche Anfrage Patrick Hafner betreffend Signalisation Autobahn (11.5041). 

 • Schriftliche Anfrage Patrick Hafner betreffend Mittagsruhe (11.5042). 

 • Schriftliche Anfrage Gülsen Oeztürk betreffend Thema Alter und Migration (11.5043). 

 • Schriftliche Anfrage Ursula Metzger Junco betreffend Gebühren in ausländerrechtlichen Verfahren 
(10.5044). 

 • Schriftliche Anfrage Sibylle Benz betreffend kulturelle Bereicherung durch die Vielfalt von Kulturen aus 
unterschiedlichen Nationen (10.5045). 

Die Schriftlichen Anfragen werden dem Regierungsrat zur Beantwortung innert drei Monaten überwiesen. 

 

 
Schluss der 2. Sitzung 
17:42 Uhr 

 
 
  
 Basel, 9. Februar 2011 

  
  
  
  
  

 

 Markus Lehmann 
Grossratspräsident 

Thomas Dähler 
I. Ratssekretär 
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Anhang A: Neue Geschäfte (Zuweisung) 
 

Direkt auf die Tagesordnung kommen Komm. Dep. Dokument 

1.  Ausgabenbericht betreffend administrative Angliederung der K'werk 
Bildschule bis 16 an die Schule für Gestaltung Basel 

BKK ED 10.1868.01 

2.  Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission zum Ratschlag 
betreffend Aufbau eines flächendeckenden Glasfasernetz in Basel - FTTH 
(fiber to the home-Basel) 

UVEK WSU 10.1342.02 

3.  Bericht der Mehrheit der Gesundheits- und Sozialkommission sowie Bericht 
der Minderheit der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag 
Nr. 10.0228.01 betreffend das Gesetz über die öffentlichen Spitäler des 
Kantons Basel-Stadt (ÖspG) und zu vier Anzügen sowie Mitbericht der 
Finanzkommission  
Antrag auf dringliche Behandlung gemäss §20 AB der GO 

GSK 
FKom 

GD 10.0228.02 
08.5063.04 
03.7675.08 
99.6395.08 
08.5315.06 

4.  Schreiben des Regierungsrates zur kantonalen Initiative "zur Einführung 
einer Mobilen Abfallpolizei für einen sauberen Kanton Basel-Stadt 
(Sauberkeitsinitiative)" Weiteres Vorgehen nach beschlossener Zulässigkeit 

 WSU 10.1704.02 

5.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Brigitta Gerber und 
Konsorten betreffend Stopp der Lichtverschmutzung auch in Basel-Stadt 

 WSU 10.5203.02 

6.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Eduard Rutschmann und 
Konsorten betreffend die Stärkung der Gemeindeautonomie im Bereich des 
Baubewilligungsverfahrens 

 BVD 10.5201.02 

7.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Edith Buxtorf-Hosch und 
Konsorten betreffend BuchBasel 

 PD 05.8259.02 

    

Überweisung an Kommissionen    

8.  Ratschlag Grundwasserschutzzone Lange Erlen. Grundwasser-technische 
Sanierung der Riehenstrasse, Basel und der Äusseren Baselstrasse, 
Riehen 2. Teil sowie Schreiben zu den Anzügen Irène Fischer-Burri und 
Konsorten betreffend Sicherung der Veloübergänge an der Äusseren 
Baselstrasse, Riehen und Roland Engeler-Ohnemus und Konsorten 
betreffend Verkehrssituation an der Tramhaltestelle Bettingerstrasse 

UVEK  BVD 10.2346.01 
04.7922.04 
05.8190.04 

9.  Ausgabenbericht betreffend technische Erneuerung des Grossratssaals. 
Kreditbegehren für ein Bauprojekt sowie Bericht zu einem Anzug 

Ratsbüro BVD 11.0015.01 

10.  Ratschlag Sanierung und Modernisierung der St. Jakobshalle Basel BRK 
Mitbe-
richt 
JSSK 

BVD 10.2351.01 

11.  Ausgabenbericht betreffend eines Kredits für die betriebliche Umgestaltung 
des Eingangsbereichs im Felix Platter-Spital (FPS) 

BRK GD 11.0008.01 

12.  Ausgabenbericht betreffend Betriebsbeiträge an die Stiftung Sportmuseum 
Schweiz für die Jahre 2010 - 2012 

BKK PD  10.2306.01 

    

An den Parlamentsdienst zur späteren Traktandierung    

13.  Motion Dieter Werthemann und Konsorten betreffend Festlegung von 
Einbürgerungskriterien 

  11.5013.01 

14.  Anzug Atilla Toptas und Konsorten betreffend Aleviten in der Bevölkerung 
des Kantons Basel-Stadt 

  10.5395.01 

15.  Bericht und Vorschlag der Wahlvorbereitungskommission zur Wahl einer 
Ersatzrichterin am Strafgericht Basel-Stadt 

WVKo  10.5254.02 

16.  Bestätigung von Bürgeraufnahmen  JSD 11.0013.01 
11.0014.01 
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17.  Zwischenbericht des Regierungsrates zur Motion Brigitta Gerber und 
Konsorten zur Überarbeitung der Vereinbarung über die Behörden-
zusammenarbeit mit dem Kanton Basel-Landschaft 

 PD 07.5154.04 

18.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Lorenz Nägelin und 
Konsorten betreffend Einführung eines Verordnungsvetos 

 PD 10.5212.02 

19.  Schreiben des Regierungsrates zu den Anzügen Talha Ugur Camlibel und 
Konsorten betreffend unhaltbare Zustände im Basler Taxigewerbe und 
Patricia von Falkenstein und Konsorten betreffend Verbesserung für den 
Taxi-Verkehr 

 BVD / 
WSU 

09.5010.02 
08.5302.02 

    

Kenntnisnahme    

20.  Nachrücken von Beat Fischer als Mitglied des Grossen Rates (Nachfolge 
von Annemarie von Bidder) 

  10.5361.02 

21.  Nachrücken von Thomas Müry als Mitglied des Grossen Rates 
(Nachfolge von Andreas Burckhardt) 

  10.5360.02 

22.  Nachrücken von Andreas Zappalà als Mitglied des Grossen Rates 
(Nachfolge von Christine Locher-Hoch) 

  10.5302.02 

23.  Bericht des Regierungsrates zur Umsetzung der unformulierten Initiative 
"Zum Schutz der Naturgebiete entlang des Flusslaufs der Wiese als 
Lebensraum wildlebender Pflanzen und Tiere sowie als 
Naherhohlungsraum" (Wiese-Initiative) 

 BVD / 
WSU 

06.0285.04 

24.  Bericht des Regierungsrates zum Luftreinhalteplan 2010 der Kantone 
Basel-Stadt und Basel-Landschaft 

 WSU 04.1176.05 

25.  Dringliche Kreditbewilligung Nr. 02 Abdichtung Decke 2. Untergeschoss im 
Gebäude 38, Universitätsspital Basel 

 FD 10.2253.01 

26.  Schreiben des Regierungsrates zu den Anträgen Andreas Burckhardt und 
Konsorten zur Einreichung einer Standesinitiative betreffend Einführung 
einer obligatorischen eidgenössischen Erdbeben-versicherung und Maria 
Berger-Coenen und Konsorten betreffend Oberaufsicht des Bundes über 
Erdbebenvorsorge (stehen lassen) 

 FD 07.5042.03 
05.8200.04 

27.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Baschi Dürr und Konsorten 
betreffend wirkungsorientierte Kulturförderung (stehen lassen) 

 PD 09.5190.02 

28.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Oswald Inglin und Konsorten 
betreffend Masterplan für die Peripherie Gundeldingen (stehen lassen) 

 BVD 06.5266.03 

29.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Tanja Soland 
betreffend Ausnützung von bettelnden Kindern 

 JSD 10.5284.02 

30.  Bericht des Regierungsrates über die ihm erteilten Aufträge (abgeschlossen 
per 13. Januar 2011) 

 STK 10.2284.01 

31.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Heinrich 
Ueberwasser "Steht die Basler Regierung bei ihren Wirtschaftskontakten in 
China zum Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo?" 

 PD 10.5276.02 

32.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Andreas Ungricht 
betreffend Herrenweg 

 BVD 10.5277.02 

33.  Rücktritt von Patricia von Falkenstein als Mitglied der 
Begnadigungskommission (auf den Tisch des Hauses) 

  11.5016.01 
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Anhang B: Neue Vorstösse 
 

 

Motion 
 

a) Motion betreffend Festlegung von Einbürgerungskriterien  11.5013.01 
 

Die Schweiz soll eine offene Einbürgerungspolitik pflegen. Wer die Voraussetzungen erfüllt, insbesondere wer in 
unserem Kanton integriert ist, soll sich ohne grösseren Aufwand einbürgern lassen können. Eine offene 
Einbürgerungspolitik basiert auf dem Vertrauen der Bevölkerung in die Einbürgerungsentscheide der Behörden und 
den rechtsgleichen Vollzug der Entscheidverfahren. Die Einbürgerung sollte daher auf klaren Kriterien beruhen. 
Damit werden auch Mindestanforderungen bzw. Ziele der Integration umschrieben. So soll die oder der 
Einbürgerungswillige mit den wichtigen öffentlichen Institutionen und den Lebensgewohnheiten vertraut sein und 
diese akzeptieren, eine Landessprache bzw. in Basel Deutsch, beherrschen, seinen privat- und öffentlichrechtlichen 
Verpflichtungen nachkommen können, einen guten Leumund haben und nicht in grösserem Umfang Leistungen der 
Sozialhilfe bezogen haben. 

Das Bürgerrechtsgesetz des Kantons und das ergänzende Verordnungsrecht sollen die Einbürgerungs-
voraussetzungen klar definieren und die richtigen Anreize setzen. Die Motionäre sind der Ansicht, dass die 
Einbürgerungsvoraussetzungen im geltenden Recht eine Präzisierung und Ausformulierung benötigen, damit sowohl 
die Einbürgerungswilligen wie auch die Behörden in wesentlichen Punkten deutliche Eckwerte vorfinden. Dies 
vertieft das Vertrauen der Bevölkerung in die Einbürgerungsentscheide der Behörden. 

Zu beachten ist, dass das Bürgerrechtsgesetz auf Bundesebene derzeit überarbeitet wird. Die Arbeiten sind weit 
fortgeschritten. Die von den Motionären gewünschte Revision des kantonalen Bürgerrechtsgesetzes soll mit den 
nationalen Arbeiten koordiniert werden. Zudem liegt der Bericht des Regierungsrates zur kantonalen Volksinitiative 
"für eine faire Einbürgerung (Sprachinitiative)" mit Entwurf eines Gegenvorschlags der Regierung vor (09.1821.03 
vom 27. Oktober 2010). Allfällige Änderungen im Bürgerrechtsgesetz § 13 lit. d wären darauf abzustimmen. 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, dem Grossen Rat innerhalb eines Jahres bzw. koordiniert mit der Revision des 
Bürgerrechtsgesetzes auf Bundesebene sowie den Änderungen im Zuge der "Sprachinitiative" bzw. deren 
Gegenvorschlag eine Revision von § 13 des Bürgerrechtsgesetzes im Sinne des folgenden Inhalts vorzulegen: 

§ 13 Ingress wie bisher: 

Die Aufnahme in das Bürgerrecht setzt voraus, dass die Bewerberinnen oder Bewerber: 

§ 13 Abs. 1 lit. a (neu) 

einen guten Leumund besitzen. Keinen guten Leumund besitzt insbesondere, wer einen Eintrag im automatischen 
Strafregister VOSTRA aufgrund eines mit Freiheitsstrafe bedrohten Delikts aufweist. 

§ 13 Abs. 1 lit. b 

wie bisher. 

§ 13Abs. 1 lit.c (neu) 

ihren privaten und öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen nachkommen. Insbesondere das Vorliegen eines oder 
mehrerer Verlustscheine gilt als Nichterfüllung dieser Voraussetzung. 

§ 13 Abs. 1 lit. d (neu) 

in den fünf Jahren vor der Einbürgerung keine Sozialhilfe bezogen haben. Der Regierungsrat kann Ausnahmen 
vorsehen. 

§ 13 Abs. 1 lit. e (neu) 

über nachweislich gute Deutschkenntnisse verfügen. 

§13 Abs. 1 lit. f (neu) 

im Zeitpunkt der Gesuchseinreichung über eine Aufenthaltsbewilligung oder eine Niederlassungsbewilligung 
verfügen. 

§13 Abs 2 und 3 wie bisher. 

§13 Abs 4 (neu) 

Der Regierungsrat erlässt Ausführungsbestimmungen zu Abs. 1, insbesondere zu lit. d bezüglich Ausnahmen bzw. 
dem Umfang des Sozialhilfebezugs und lit. e bezüglich der Anforderungen an die Deutschkenntnisse. 

Dieter Werthemann, David Wüest-Rudin, André Weissen, Lorenz Nägelin, Daniel Stolz, 
Christine Wirz-von Planta 
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Anzug 
 

 

a) Anzug betreffend Aleviten in der Bevölkerung des Kantons Basel-Stadt 10.5395.01  
In der Schweiz leben schätzungsweise mehr als 40'000 Aleviten. Davon wohnen ca. 5'000 bis 6'000 im Kanton 
Basel-Stadt. Leider bestehen hierzu keine genauen Zahlen. Denn in den bisher durchgeführten Volkszählungen gab 
es unter der Religionszugehörigkeit keine separate Rubrik "Aleviten". Auch in der Einwohnerstatistik sind die 
Aleviten nicht separat vermerkt (vgl. Statistisches Jahrbuch des Kantons Basel-Stadt 2010 Seite 241). Darum 
kreuzen viele Aleviten entweder die Rubrik "Islam" an, da sie dies aus ihrem Heimatland nicht anders kennen oder 
geben keine Angaben über die Religionszugehörigkeit. 

Leider geschah es häufig in der jüngsten Zeit im Rahmen der Minarett- und auch der Burkadiskussion, dass die 
zahlreichen Aleviten in der Öffentlichkeit nicht klar als eigenständige Glaubensgemeinschaft bezeichnet wurden, die 
sich stark vom sunnitischen und schiitischen Islam unterscheiden. Der Glaube der Aleviten ist stark von 
Humanismus und Universalismus bestimmt. Im Zentrum steht der Mensch als eigenverantwortliches Wesen. Die 
Aleviten vertreten den Standpunkt, dass alle Menschen als gleich anzusehen sind. 

Die meisten Aleviten, die im Kanton Basel-Stadt leben, stammen aus der Türkei. Weil in der Türkei das Alevitentum 
nicht anerkannt wird, werden alle Aleviten ab Geburt als zum Islam gehörend registriert. Der alevitische Glaube 
wurde bis vor wenigen Jahren aus Furcht vor Diskriminierung und Verfolgung nur im Geheimen praktiziert. Den 
Aleviten, die sich als eigenständige, nicht im Islam anzusiedelnde Glaubensgemeinschaft definieren wollen, muss 
hierzu die Möglichkeit gegeben werden, und sie sollen als solche respektiert werden. 

Sowohl die grosse Mehrzahl der Aleviten in Europa als auch die alevitischen Vereinigungen in der Türkei definieren 
sich als eine eigenständige Glaubensgemeinschaft. Einige EU Ländern (z.B. Deutschland, Dänemark, Holland) 
haben bereits das Alevitentum als eine eigenständige Glaubensgemeinschaft anerkannt. 

In diesem Sinne bitten die Unterzeichnenden die Regierung zu prüfen und zu berichten inwiefern sie das 
Alevitentum besser als eigenständige Glaubensgemeinschaft fördern und unterstützen kann. Das Alevitentum soll 
auch von der Bevölkerung als eigenständige Glaubensform neben dem Islam wahrgenommen werden und die 
Vertreter der Glaubensgemeinschaft als solche wahrgenommen und bei religiösen Fragen miteinbezogen werden. 
Insbesondere soll es in Zukunft möglich sein, zu eruieren, wie viele Menschen in Basel-Stadt der alevitischen 
Glaubensgemeinschaft angehören, und dass diese sich bei der Einwohnerbehörde unter der Kategorie "Aleviten" 
registrieren können. 

Atilla Toptas, Mustafa Atici, Sibel Arslan, Bülent Pekerman, Brigitte Heilbronner, Stephan Luethi-
Brüderlin, Mehmet Turan, Beatrice Alder, Beatriz Greuter, Christoph Wydler, Helen Schai-Zigerlig,  
Eduard Rutschmann, Annemarie Pfeifer, Salome Hofer, Franziska Reinhard, Gülsen Oeztürk, Beat 
Jans, Martin Lüchinger, Greta Schindler, Dominique König-Lüdin, Sibylle Benz Hübner, David Wüest-
Rudin, Doris Gysin, Tobit Schäfer, Remo Gallacchi, Christine Keller, Ursula Metzger Junco P., Guido 
Vogel, Eveline Rommerskirchen, Mirjam Ballmer, Heidi Mück, André Weissen, Andreas Burckhardt, 
Balz Herter, Loretta Müller, Helmut Hersberger 

 

 

Interpellationen 
 

a) Interpellation Nr. 1 betreffend Prostitution Amerbachstrasse (Verletzung 
Zweckentfremdungsgesetz?) 

11.5011.01 
 

An der Amerbachstrasse 63 wird seit kurzem ein bisher als traditionelles Wohnhaus genutztes Gebäude neu für die 
Ausübung der Prostitution genutzt. Ich bitte diesbezüglich die Regierung um Antwort auf folgende Fragen: 

1. Entspricht die Umwandlung von Wohnraum in Räume zur Ausübung der Prostitution den regierungsrätlichen 
Zielen einer sinnvollen und nachhaltigen Stadtentwicklung? 

2. Ist die Regierung der Ansicht, dass die Nutzung eines Wohnhauses zur Ausübung der Prostitution keine 
Wohnnutzung, sondern eine gewerbliche Nutzung darstellt? 

3. Ist die Umwandlung von Wohnungen zur gewerblichen Prostitution bewilligungspflichtig? Falls ja, wer hat 
diese Umwandlung beantragt und wer hat diese Umwandlung bewilligt? 

4. Wurde die zuständige Kommission in das Bewilligungsverfahren involviert? Wenn ja, wie lauteten Entscheid 
und Begründung der Kommission? Wenn nein, weshalb wurde das Gesetz gegen den Abbruch und die 
Zweckentfremdung von Wohnraum nicht angewendet?  

5. Ist der Regierung bekannt, dass Wohnungen und Wohnhäuser formell von angeblich dort angemeldeten 
Personen angemietet, faktisch aber für die Ausübung der Prostitution genutzt werden, damit das 
Zweckentfremdungsgesetz umgangen werden kann? Sind die angeblichen Wohnungsmietenden den 
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Behörden bekannt? Wurde überprüft, ob diese Personen dort wohnen, nur einen Zweitwohnsitz aufweisen 
bzw. überhaupt in Basel angemeldet sind? 

6. Toleriert die Regierung diesen Umgehungstatbestand? 

7. Ist die Regierung bereit diese offensichtlichen Umgehungstatbestände einzudämmen? Welche Massnahmen 
schlägt sie dazu vor? 

8. Sind der Regierung die Hinterleute der Sexszene in der Amerbachstrasse bekannt, die Wohnungen zur 
Prostitution umnutzen und davon profitieren? Wäre sie allenfalls bereit Namen zu nennen? 

Martina Bernasconi 

 

 

b) Interpellation Nr. 2 betreffend SNB-Ausschüttungen an Kanton 11.5012.01 
 

Der Gesamtverlust der Nationalbank für das Jahr 2010 von CHF 21'000'000 000 frisst sämtliche 
Ausschüttungsreserven auf. Die Ursachen sind der starke Franken einerseits, sowie vor allem die massiven 
Eurozukäufe der SNB, um diesen zu stützen, was rückblickend natürlich nicht sonderlich erfolgreich war. 

Der Bund und die Kantone haben sich wahrscheinlich in den letzten Jahren an die jeweilige Ausschüttung gewöhnt 
und rechnen diese Einkünfte schon beinahe als festen Bestandteil ein. Nun werden diese Ausschüttungen in den 
nächsten Jahren massiv gekürzt, oder gar gänzlich gestrichen. 

Auf Grund dieser Situation, bittet der Interpellant den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie viel Geld erhielt der Kanton Basel-Stadt von den Ausschüttungen der SNB in den Jahren 2005 bis 2010? 
(Bitte einzeln auflisten) 

2. Ab dem Jahr 2012 werden die Ausschüttungen an die Kantone massiv gekürzt, oder fallen ganz weg. Wie 
gedenkt der Regierungsrat diese Finanzlücke zu schliessen resp. wo gedenkt der Regierungsrat 
Einsparungen vorzunehmen? 

Andreas Ungricht 

 

 

c) Interpellation Nr. 3 betreffend Ermöglichung von Heimspielen des SC Freiburg 
in Basel während eines eventuellen Neubaus des Freiburger Badenova-Stadions 

11.5014.01 
 

Auch vor dem Hintergrund meiner gegenwärtigen Funktion als Präsident des Districtsrats des Trinationalen 
Eurodistricts TEB und Mitglied des Oberrheinrats, sowie als "immerwährender" Fan sowohl des FC Basel wie auch 
des SC Freiburg, frage ich Sie, ob Sie folgenden Sachverhalt (in diplomatischer Gepflogenheit natürlich nur, soweit 
es die sich in Basel stellenden Fragen betrifft), wie ich beurteilen und bereit sind, aktiv zu werden: 

Ausgangslage: 

1. Der SC Freiburg und der FC Basel tragen die Namen ihrer Städte weit hinaus und stärken die Attraktivität 
unserer gemeinsamen Oberrhein- Region. 

2. Das Stadion des SC Freiburg genügt mittelfristig den Anforderungen nicht mehr. Deshalb sucht der SC 
Freiburg nach einem neuen Standort. Die Standortsuche ist schwierig (siehe die gut dokumentierenden 
lnternetseiten der deutschen Medien). Im Gespräch als neuer Standort ist auch der Europapark in Rust. Ein 
Wegzug des SC Freiburg wäre neben Freiburg auch dem Standort Basel abträglich. 

3. Im Gespräch ist auch, dass der SC Freiburg am jetzigen Standort an der Dreisam sein Badenova-Stodion 
umbaut oder ganz neu errichtet (auch wenn der Verkehr, die geltende Abmachung mit der Anwohnerschaft 
betr. maximaler Zuschauerzahl und die Frage der Freiburger Stadtbelüftung durch "Höllental-Luft", beim 
aktuellen Stadion offenbar im Wege steht, planerische HerausForderungen für einen Stadionneubau sind). 

4. Fussball hat in der Region selbst immer wieder integrierend gewirkt. Bedeutende Persönlichkeiten 
symbolisieren dies sogar in ihrer eigenen Biographie. Ich denke an die aus Südbaden stammende Retterin 
des FC Basel-Präsidenin Gigi Oeri und den Schweizer Nationaltrainer Ottmar Hitzfeld. 

Ziel meiner Interpellation: 

1. Der SC Freiburg soll bei der Standortsuche die Option haben, sein jetziges Stadion vollständig neu zu bauen, 
weil er während der Bauzeit seine Spiele im St. Jakobs-Park in Basel austrägt - oder eben austragen könnte: 
Dies vermag auch die Standortsuche in Freiburg zu entkrampfen. 

2. Die Basler Behörden (namentlich das Präsidialdepartement, vorab "Aussenbeziehungen und 
Standortmarketing", aber auch das Sicherheitsdepartement) sollen dem SC Freiburg durch Rat und Tat zur 
Seite stehen - aber ohne finanzielles Engagement, das über den Aufwand für die Spiele des FC Basel 
hinausgeht. 

3. Für die Organisation im Stadion wäre die Stadion-Betreiberfirma Basel United zuständig, mit welcher sich der 
SC Freiburg über die Einzelheiten einigen müsste. Es wäre auch denkbar, dass Basler Know-how in den 
Freiburger Stadionneubau einfliesst (Stichwort: Polyvalente Nutzung des neuen Stadions). 
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4. Primär geht es darum, dass die Basler Behörden ein klares Signal setzen, dass der SC Freiburg für diese 
"Gast-Heimspiele" in Basel willkommen ist oder wäre. 

5. In zweiter Linie sollen die Basler Behörden bei den verschiedenen zuständigen schweizerischen Stellen "die 
Türe öffnen2 und dem SC Freiburg helfen, administrative Hürden zu überwinden, um für die Zeit des 
Neubaus seines Stadions in Freiburg seine Spiele im Basler Stadion St.Jakobs-Park auszutragen. 

6. Basel verbessert so die (nicht ganz problemlose) regionale und schweizerisch-deutsche Zusammenarbeit 
und stärkt seine Rolle als (ein) Zentrum der ganzen Region. Der Begriff "Basel“ wird von den Basler 
Behörden ja bereits grenzüberschreitend eingesetzt. 

7. Der SC Freiburg erhält Handlungsspielraum bei der Standortsuche für sein neues Stadion in Freiburg und 
gewinnt neue Anhänger bis in den fussballerisch darbenden Raum Bodensee/Zürich. 

8. Für viele FC Basel Fans würde ein Traum wahr, Bundesliga-Fussball eine begrenzte Zeit in Basel selbst zu 
erleben. 

Heinrich Ueberwasser 

 

 

d) Interpellation Nr. 4 betreffend Zulassung von Velo-Taxis in Basel-Stadt 11.5017.01 
 

In vielen Schweizer Städten, u.a. Zürich, Bern, Genf und Luzern, sind seit einiger Zeit sogenannte "Velo-Taxis" 
unterwegs. Dabei handelt es sich um veloähnliche Fahrräder mit drei Rädern und einem unterstützenden 
Elektromotor, die eine Maximalgeschwindigkeit von 24km/h aufweisen und dank Ausnahmebewilligungen auch in 
Fussgängerzonen fahren dürfen. In Bern sind diese Taxis sehr beliebt und gemäss Aussagen des Amtes für 
Umweltschutz "gerade für Touristinnen und Touristen interessant und ermöglichen, die Stadt individuell zu 
erkunden". Für Basel wären solche "Velo-Taxis" ebenfalls sicherlich vorteilhaft, zumal Basel als velofreundliche 
Stadt hier schweizweit eine Vorreiterrolle spielt. Besser gesagt spielen sollte, zumal diese "Velo-Taxis" aktuell im 
Kanton Basel-Stadt keine Ausnahmezulassung analog den anderen Städten erhalten haben, und damit in Basel 
nicht in Fussgängerzonen fahren dürfen. 

Ich ersuche daher den Regierungsrat folgende Fragen zu beantworten: 

1. Warum erhalten "Velo-Taxis" (mit einem Elektromotor ausgerüstete dreirädrige Fahrräder mit einer 
Maximalgeschwindigkeit von 24km/h) keine Ausnahmebewilligung mit einer Velonummer, damit sie auch 
Fussgängerzonen befahren dürfen in denen Fahrräder erlaubt sind? 

2. Wie schätzt der Regierungsrat die Vorteile solcher "Velo-Taxis" betreffend dem Tourismus in Basel ein? 

3. Ist der Regierungsrat der Ansicht, dass die "Velo-Taxis" in das Konzept einer velofreundlichen Stadt Basel 
passen? 

4. Wäre der Regierungsrat gewillt eine Ausnahmebewilligung mit einer Velonummer für die "Velo-Taxis" erteilen 
zu lassen? 

Eduard Rutschmann 

 

 

e) Interpellation Nr. 5 betreffend Parkplatzsituation in Basel-Stadt 11.5030.01 
 

1. Im Zusammenhang mit der Einführung einer regionalen Gewerbeparkkarte - was wir ausdrücklich 
unterstützen - stellt sich uns die Frage nach der Verfügbarkeit der in Basel vorhandenen Parkplätze. Deshalb 
möchte ich Sie bitten, folgende Punkte zu beantworten bzw. die entsprechenden Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen: 

- Tabellarische Darstellung der in Basel vorhandenen Parkräume nach Kategorien (Vergleich 1980 bis 
2010) und die Anzahl an verkauften Parkkarten je Kategorie. 

- Eine regionale Parkkarte macht nur Sinn, wenn auch gewährleistet werden kann, dass die Handwerker im 
"Einsatzfall" einen Parkplatz belegen können. Wie stellt die Verwaltung sicher, dass eine notwendige 
(Parkplatz-) Zirkulation stattfinden kann und dass nicht mehr Parkkarten (Anwohner und Handwerker) 
verkauft werden, wie Parkplätze verfügbar sind? 

- Wird durch den heute praktizierten Verkauf von Parkkarten ein Gewinn erzielt und beinhaltet der heutige 
Preis eine politische Lenkungsabgabe? 

2. Seit längerer Zeit befassen sich Fachleute aus den Regierungen, Behörden, Gemeinden und Verbänden 
beider Kantone mit dem Thema der Einführung einer regionalen Gewerbeparkkarte. Diese würde dem 
regionalen Gewerbe nicht nur eine erhebliche Verbesserung der Parkplatzsituation bringen, sondern ist auch 
ein deutliches Zeichen für eine gemeinsame, regionale Zusammenarbeit in wichtigen verkehrspolitischen 
Fragen. In diesem Zusammenhang interessieren die folgenden Fragen: 

- Welche Bedeutung und Priorität räumt die Regierung des Kantons Basel-Stadt diesem wegweisenden 
regionalen Thema ein? 
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- Inwiefern lässt die Regierung zu, dass eine mögliche Diskrepanz hinsichtiich der Preisgestaltung ein 
solch bedeutendes Projekt gefährdet? 

- Wie strikt gedenkt die Regierung bzw. die kantonale Verwaltung die Grundsätze der VO zum Gesetz über 
die Verwaltungsgebühren des Kantons Basel-Stadt zu berücksichtigen, wonach ein mässiger 
Gebührenüberschuss zulässig ist, die Gebührenhöhe aber nicht zu weit vom Wert der Leistung 
abweichen darf. 

3. Bei einem grossen Teil der öffentlichen Bauvorhaben im Kanton Basel-Stadt werden Parkplätze gestrichen. 
Welche Taktik verfolgt das Baudepartement mit diesem schleichenden Abbau der Parkplätze in Basel-Stadt? 

- Wieviele Pkw-Parkplätze wurden in den letzten zehn Jahren durch solche baulichen Anpassungen 
“vernichtet“. 

4. Die Bevölkerung der Stadt Basel hat die Parkraumbewirtschaftung knapp abgelehnt. Weshalb wird einer 
überdachten Parkraumbewirtschaftung durch einen schleichenden - den Vokswillen missachtenden - 
Parkplatzabbau vorgegriffen? 

5. LKW-Chauffeure sind von Gesetzes wegen verpflichtet, ihre Ruhezeiten einzuhalten. Wieviele LKW-
Parkplätze stehen im Kanton Basel-Stadt den Chauffeuren hierfür zur Verfügung? 

Samuel Wyss 

 

 

f) Interpellation Nr. 6 betreffend Neuerungen in der Sozialhilfe in der Richtung des 
zweiten Arbeitsmarktes 

11.5031.01 
 

Sozialhilfe muss die Hinführung der unterstützten Menschen in einen würdigen, zukunftsfähigen Arbeitsmarkt 
anstreben. Hierzu gehören Ziele der Aktivierung und des Standhaltens in oft schwierigen Tagesstrukturen. Hierzu 
gehört auch, dass von den unterstützten Menschen Mitwirkungspflichten und Selbstverantwortung gefordert werden. 
Hierzu muss im Hinblick auf die vielfältigen negativen Erfahrungen, welche mit dem Verlust der Arbeit verbunden 
sind, das Selbstvertrauen gestärkt werden. Dies zwingt nicht zuletzt zu Zurückhaltung bei Sanktionierungen. Über 
das blosse Abfordern von Gegenleistung hinaus muss angestrebt werden, die Fähigkeiten und Potentiale der 
betroffenen Menschen realitätsgerecht zu erkennen, zu aktivieren und weiterzubilden. Kreative Begabungen müssen 
erkannt und unterstützt werden. So wichtig wie die Aktivierung ist es, der Gefahr der Isolierung und des Verlusts von 
Zukunftshoffnung als Folge der Armut zu begegnen und das Vertrauen in die eigenen Kräfte zu stärken. Dies gilt 
genau so für Arbeits- und Ausbildungseinsätze im zweiten Arbeitsmarkt wie für Schritte für den ersten Arbeitsmarkt. 
Ohne die Förderung der Potentiale und Kompetenzen der betroffenen Menschen verkommt der zweite Arbeitsmarkt 
zu blosser Zwangsarbeit. 

Die Sozialhilfe Basel plant jetzt, in Zusammenarbeit mit der Dockgruppe in Basel-Stadt den zweiten Arbeitsmarkt zu 
fördern. Geplant sind zunächst 100 Arbeitsplätze. Ebenso steht die Übernahme des Projekts Passage der Stadt 
Winterthur in Aussicht. Mit diesem Projekt sollen Arbeitsfähige, welche Sozialhilfe beantragen, zuerst einen 
bezahlten Arbeitseinsatz, vielleicht von einem Monat, leisten müssen, ehe sie Unterstützung erhalten. 

Im Hinblick auf diese Neuerungen möchte ich folgende Fragen stellen: 

1. Arbeitseinsatz in der Dockgruppe: 

a. Wieviel kostet der Arbeitseinsatz pro Monat für den Kanton? Wieviel erhält davon die unterstützte Person 
als Entgelt für seine Arbeit? Wieviel erhalten die Organisatoren des Einsatzes? Werden die unterstützten 
Personen einbezogen in die obligatorischen Sozialversicherungen, unter anderem die 
Unfallversicherung? 

b. Welche Möglichkeiten haben die unterstützten Personen, selbst Entscheidungen über ihre weitere 
berufliche Entwicklung zu treffen? 

c. Wie können trotz des Marktdruckes, der in solchen Institutionen bestehen kann, die Fähigkeiten und 
Potentiale der beteiligten Menschen gefördert und weitergebildet werden? Muss nicht vor allem im 
zweiten Arbeitsmarkt die Weiterbildung gleichwertig neben die Arbeit treten? 

2. Projekt Passage. 

a. Wie kann erreicht werden, dass die sorgfältige Standortbestimmung in Zusammenarbeit mit den 
Betroffenen ab 1. Stunde den unbedingten Vorrang vor dem Abfordern irgendeiner Arbeit erhält? Wie 
kann verhindert werden, dass als Folge der Passage die dringliche Standortbestimmung um einige 
Wochen oder Monate aufgeschoben wird? 

b. Wie kann die Passagearbeit eingesetzt werden, um die Fähigkeiten und Potentiale der Betroffenen zu 
erkennen und zusammen mit ihnen weiterzuentwickeln? 

c. Zur interinstitutionellen Zusammenarbeit zwischen Arbeitslosenversicherung, Sozialhilfe und 
Invalidenversicherung gehört es, dass die eingeleiteten Integrationswege auch nach dem Wechsel der 
institutionellen Zuständigkeit fortgeführt werden. Wie kann erreicht werden, dass dies nicht durch die 
Passagearbeit blockiert wird? 

Jürg Meyer  
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g) Interpellation Nr. 7 betreffend Massnahmen zur Verbesserung der Situation auf 
dem Kasernenareal 

11.5032.01 
 

Das Kasernenareal gilt als ein wichtiges Entwicklungsgebiet im Kleinbasel, welches ein grosses Potenzial für die 
ganze Stadt entfalten könnte. Es existieren Pläne, Arbeitsgruppen und viele gut gemeinte Absichtsbekundungen. 
Doch leider bleibt es vielfach bei blossen Ankündigungen, welche nur zögernd umgesetzt werden. Neben den 
grossen Vorhaben wie Durchbruch oder Arealmanagement beschäftigen auch kleinere Fragen die Nutzer des Areals 
und führen zu unbefriedigenden Situationen. Es wäre wünschenswert, erkannte Missstände auf dem Kasernenareal 
schnell zu beheben, dies würde sich positiv auf Motivation und Gestaltungsmöglichkeiten der Nutzer/innen 
auswirken. 

Ich erlaube mir deshalb, dem Regierungsrat folgende Fragen zu stellen: 

1. Nach wie vor wird das Kasernenareal von Unbefugten zum Parkieren genutzt. Ist der Regierungsrat immer 
noch der Ansicht, er könne nichts zur Lösung dieses Problems beitragen? Wieso ist es kantonalen 
Angestellten anscheinend erlaubt, das Kasernenareal als Parkplatz zu nutzen? 

2. Wieso wurde das Kasernenareal nicht ins Projekt "B-leuchtet" integriert, dies wäre eine ideale Gelegenheit, 
um den Platz besser zu beleuchten und damit die Sicherheit auf den Areal zu verbessern? 

3. Wieso wird der Ueli-Brunnen vor dem Parterre durch die Stadt gewartet und der Brunnen auf dem 
Kasernenareal nicht? 

4. Wie sieht der Zeitplan für die Realisierung des seitlichen Durchbruchs hin zum Rhein aus? 

5. Warum wurde das Arealmanagement, welches allseitig gewünscht und auch von der Regierung befürwortet 
wird, noch nicht eingeführt? Wie sieht hierfür der Zeitplan aus? 

Ruth Widmer Graff 

 

 

h) Interpellation Nr. 8 betreffend Koordination und Finanzierung von Massnahmen 
im Frühbereich 

11.5035.01 
 

Im Februar 2007 bat ich den Regierungsrat in einem Anzug betreffend Gesamtkonzept zur Frühförderung von 
Kindern, zu prüfen und zu berichten, 

- mit welchen Massnahmen eine umfassende, nachhaltige und niederschwellige Frühförderung zu erreichen ist 

- und welcher Finanzbedarf damit entsteht. 

Der Antwort vom November 2009 habe ich entnommen, 

- dass im Frühbereich verschiedene Massnahmen in den Bereichen "Frühe Erkennung“, "Stärkung der 
Erziehungskompetenz" sowie "Bildung und Betreuung" umgesetzt werden sollen und dass deren 
Koordination zwischen den Departementen, aber auch in der Zusammenarbeit mit privaten Anbietern und mit 
den Erziehungsberechtigten, vom ED wahrgenommen wird 

- dass die Finanzierung über den ordentlichen Budgetierungsprozess erfolgt ("Für Massnahmen im Rahmen 
der Elternbildung, Mütter- und Väterberatung und aufsuchenden Angebote sind für 2010 CHF 970'000 
budgetiert. Für die Projektkosten der Sprachförderung sind von 2008 bis 2012 insgesamt CHF 2'400'000 
vorgesehen, für wiederkehrende Kosten ab 2013 etwa CHF 1'900'000 jährlich. Im Bereich der 
Gesundheitsförderung und Prävention sind für 2010 CHF 500'000 budgetiert"). 

Da im Grossen Rat kürzlich für den Frühbereich jeweils separat Gelder zum Ausbau der Mütter- und Väterberatung 
und im Zusammenhang mit der Unterstützung der Quartiertreffpunkte gesprochen worden sind, bis anhin jedoch 
kein umfassender Bericht zu den angekündigten (abgeschlossenen, laufenden und geplanten) Projekten im 
Politikschwerpunkt Frühbereich vorgelegt worden ist, bitte ich um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. In welcher Form nimmt das ED seinen Koordinationsauftrag im Politikplan-Schwerpunktbereich wahr? 

2. Wann wird dem Grossen Ratt das im Anzug geforderte Gesamtkonzept vorgelegt? 

3. Nach welchen Kriterien werden die verschiedenen Massnahmen welchen Anbietern zugeordnet? 

4. Welche Massnahmen sind vorgesehen  
- in der Frühförderung? 
- in der Stärkung der Erziehungskompetenz?  
- in Bildung und Betreuung? 

5. Welche Beträge sind für die einzelnen Massnahmen budgetiert bzw. zu bewilligen? 

6. Wie sieht die Planung der einzelnen Vorhaben (wie z. B. dem Projekt "schritt:weise", der Elternbildung unter 
besonderer Berücksichtigung von sozial benachteiligten Familien, der Zusammenarbeit mit den Spitälern und 
Kinderarztpaxen usw.) aus? 

Maria Berger-Coenen 
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i) Interpellation Nr. 9 betreffend Bau einer zweiten Bahnhof-Passerelle und der 
teilweisen Verwirklichung der Vision CentralPark 

11.5036.01 
 

Am Mittwoch, 15. Januar 2011, eröffnete Urs-Martin Koch, der bei der SBB Zuständige für Infrastruktur, an einer 
Veranstaltung der Gruppe Bahnhof, dass die Bundesbahnen einen Studienauftrag für zwei weitere Verknüpfungen 
zwischen dem Centralbahn-Gebäude und dem Bahnhof Süd im Gundeli neben der bereits bestehenden Passerelle 
gegeben haben. 

Nun ist also die Vergrösserung der bereits bestehenden Verbindung doch notwendig. Dabei wird nicht, wie man 
auch vermutet hat, die bestehende Passerelle verbreitert, sondern es sollen zwei eigenständige, neue geplant 
werden. 

Werden nun solche Übergänge geplant und dann allenfalls gebaut, so stellt sich sofort die Frage, ob nicht gerade 
bei dieser Ausgangslage eine teilweise Verwirklichung der Überdeckung der Gleisanlagen, so wie sie in der  Vision 
des sog. CentralParks schon vor fünf Jahren vorgestellt und in der Folge in politischen Vorstössen und Petitionen 
immer wieder gefordert wurde, zumindest in die Planung aufgenommen und als Variante geprüft werden soll. 

Dabei geht es nicht mehr um eine flächendeckende Überdachung zwischen Margarethenbrücke und der jetzt 
bestehenden Passerelle, sondern um eine Verbindung zwischen der jetzigen und den neu zu Bauenden. 

Der Aufwand für eine solche Verbindung ist wesentlich geringer als die Verwirklichung der ursprünglichen Vision, 
werden doch Konstruktionen über die Gleise verlegt, die sich ohne all zu grossen technischen Aufwand wohl auch 
verbreitern liessen. 

Im Artikel der Basellandschaftlichen Zeitung zum Anlass der Gruppe Bahnhof vom 22. Januar wird auch eine 
Äusserung Kochs zur Vision CentralPark wiedergegeben, wo er sagt, dass sich die SBB weiterhin gegen eine 
flächige Überbauung wehren werde. 

Diese Haltung seitens der SBB ist durchaus nachvollziehbar, weil diese nur daran interessiert sind, innerhalb neuer 
Passerellen neue Ladenflächen gewinnbringend zu vermieten. Eine Aussen-fläche ist für sie kommerziell nicht 
interessant. 

Für die Stadt und das angrenzende Gundeldinger Quartier ist allerdings eine flächige Erweiterung dieser Verbindung 
eine einmalige Chance die stadtentwicklerisch wichtige Anbindung von Basel Süd an die Kernstadt zu verwirklichen. 
Dabei könnte nicht nur eine Begegnungszone auf einer Gleisbrache verwirklicht werden, auch die Probleme des 
Parkierens und der Überquerung der Gleisanlagen mit Velos könnten endlich gelöst werden. 

Deshalb möchte ich die Regierung anfragen, 

- ob sie bei den jetzigen Planungsgrundlagen der SBB auch eine Chance sieht, die Vision CentralPark 
technisch und aufwandmässig einfacher zumindest teilweise zu verwirklichen; 

- ob sie im obigen Sinne bei den SBB vorstellig werden und eine entsprechende Abklärung der Verwirklichung 
einer flächigen Verbindung zwischen den Passerellen anregen wird; 

- ob sie ein solches Projekt an diesem regiomässig wichtigen Begegnungsort nicht als mögliches Projekt im 
Hinblick auf die IBA 2020 in Betracht ziehen könnte.  

Oswald Inglin 

 

 

j) Interpellation Nr. 10 zur rechtswidrigen Praxis der IWB 11.5037.01 
 

Im Anschluss an die Publikation des Bundesgerichtsurteils, in welchem Energiesperren gegen eine ihre 
Rechnungen stets bezahlenden Mietpartei als rechtswidrig bezeichnet wurden, ist es zu Gesprächen zwischen den 
verurteilten IWB und dem Mieterinnen- und Mieterverband (MV Basel) gekommen. Im Lauf dieser Gespräche 
drückten die IWB aus, an ihrer Praxis der Energiesperren grundsätzlich festhalten zu wollen. Dabei legten sie eine 
gegenüber früher leicht modifizierte Fassung ihres Formschreibens im Fall von Energiesperren gegenüber 
Mietparteien vor, welcher der Charakter einer Verfügung abgeht und welcher insbesondere die notwendige 
Rechtsmittelbelehrung fehlt. Weiteres Entgegenkommen war dabei nicht auszumachen. In der Öffentlichkeit besteht 
verbreitet Unmut und Unverständnis über die Uneinsichtigkeit der IWB. 

In diesem Zusammenhang frage ich die Regierung an: 

1. Kann und will sie darauf Einfluss nehmen, dass die IWB künftig formgerechte Verfügungen erstellt, welche 
mit den rechtlich vorgesehenen Minimalstandards versehen sind, insbesondere mit einer rechtsgenüglichen 
Rechtsmittelbelehrung? 

2. Kann und will sie die IWB mit geeigneten aufsichtsrechtlichen Mitteln dazu bringen, dem Bundesgerichtsurteil 
nachzuleben und auf das Zwangsmittel der Energiesperren gegenüber unschuldigen Mietparteien in Bezug 
auf Warmwasser i.S. des Bundesgerichts ganz zu verzichten? 

3. Kann und will sie die IWB ebenso dazu bringen, aus Gründen der Wahrung der Menschenwürde und zur 
Vermeidung weiteren Imageschadens der IWB auf Energiesperren auch bezüglich anderer Formen der 
Energielieferung zu verzichten? 

4. Wäre der Regierungsrat bereit, die kantonale Gesetzgebung so anzupassen, dass die IWB ausstehende 
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Vermietergelder einholen kann, ohne unschuldige Mietparteien als eine Art Faustpfand zu behandeln, 
insbesondere durch Anpassungen im Bereich der Pfandrechte? 

5. Kann und will sie zur Vermittlung zwischen uneinsichtigen, die Rechtslage (zu) eng interpretierenden Teilen 
der IWB-Kader und offeneren Bevölkerungsteilen den Ombudsman einbeziehen? 

Patrizia Bernasconi 

 

 

k) Interpellation Nr. 11 betreffend Rechtsfreier Raum in Basel? 11.5038.01 
 

Einmal mehr haben Chaoten in Basel offenbar völlig unbehelligt ihr Werk getan: gemäss Medienberichten wurde der 
Bahnhofvorplatz am Donnerstag, 27.1.11 im Rahmen einer unbewilligten Anti-WEF-Demonstration von 
linksextremen Chaoten "besetzt" und ein Transparent an der Bahnhofsfassade angebracht. Der lakonische 
Kommentar des Polizeisprechers lautete, dass die Fassade relativ problemlos erreicht werden könne. 

Der Interpellant bittet die Regierung um Antworten zu folgenden Fragen: 

1. Genügen die Saubannerzüge im 2010 nicht, um die Regierung endlich zur Einsicht zu bringen, dass 
linksextreme Aktivitäten in Basel ein eklatantes Problem sind? 

2. In seiner Interpellation vom Juni 2010 fragte der Interpellant die Regierung, ab welchem Schadensbetrag die 
Regierung bereit sei, ihre Haltung betreffend Erhöhung der Sicherheit in Basel zu überdenken; die Antwort 
lautete "Die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit ist ein verfassungsmässiger Auftrag und hängt nicht 
von einem bestimmten Schadensbetrag ab. Die Regierung lässt sich laufend über die aktuelle Lage 
informieren." Was ist schiefgegangen, dass sich linke Chaoten schon wieder - offenbar völlig unbehelligt - 
betätigen konnten? 

3. Was gedenkt die Regierung zu unternehmen, um solche Vorfälle in Zukunft zu unterbinden bzw. um 
sicherzustellen, dass sie Konsequenzen für die Chaoten haben? 

4. Ist die Regierung bereit, ihre Haltung betreffend Infrastruktur von Chaoten und ihren Mitläufern (Villa 
Rosenau) zu überdenken und endlich wirksame Massnahmen zu treffen? 

Patrick Hafner 

 

 

 

Schriftliche Anfragen 
 

a) Schriftliche Anfrage betreffend dem Monitoring zum Gegenvorschlag Städte-
Initiative 

11.5018.01 
 

Am 28. November 2010 wurde der Gegenvorschlag zur Städte-Initiative vom Stimmvolk des Kantons Basel-Stadt mit 
55 Prozent deutlich angenommen. Damit ist im kantonalen Umweltschutzgesetz neu das Ziel formuliert, dass die 
Gesamtverkehrsleistung des privaten Motorfahrzeugverkehrs bis zum Jahr 2020 ausserhalb der Autobahnen um 10 
Prozent abnehmen muss. Ausserdem haben Kantons- und Gemeindebehörden Massnahmen zu ergreifen, um den 
Anteil der umweltfreundlichen Verkehrsmittel am gesamten Verkehrsvolumen zu erhöhen. Damit diese Zielvorgaben 
auch kontrolliert werden können, braucht es ein periodisches Monitoring über die auf dem Kantonsgebiet erbrachten 
Verkehrsleistungen. 

Ich bitte den Regierungsrat in diesem Zusammenhang, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wurde zur Umsetzung der Städte-Initiative eine Arbeitsgruppe eingesetzt? 

2. Wie genau gedenkt der Regierungsrat die Gesamtverkehrsleistung des motorisierten Verkehrs zu messen? 

3. Welches sind der Referenzwerte (Verkehrsleistung, Modalsplit in MIV, ÖV, Fuss- und Veloverkehr), die aIs 
Datengrundlage gelten., und wann werde n diese erhoben? 

4. In welcher Regelmässigkeit wird die Gesamtverkehrsleistung gemessen und wie werden diese Zahlen 
öffentlich gemacht? 

5. Können die Messungen vom Kanton mit Daten des Mikrozensus des Bundesamts für Statistik verifiziert 
werden? Kann sich der Regierungsrat vorstellen, eine Sonderauswertung dieser Daten zu machen - wie dies 
andere Städte auch tun - um weitere Datengrundlagen zu erhalten? 

6. Wie garantiert der Regierungsrat, dass die Zielvorgaben des Gegenvorschlages zur Städte-Initiative 
eingehalten werden? 

Christoph Wydler 
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b) Schriftliche Anfrage betreffend Rahmenkredit für den Fuss- und Veloverkehr im 
Gegenvorschlag zur Städte-Initiative 

11.5018.01 
 

Am 28. November 2010 wurde der Gegenvorschlag zur Städte-Initiative vom Stimmvolk des Kantons Basel-Stadt mit 
55 Prozent deutlich angenommen. Damit ist im kantonalen Umweltschutzgesetz neu das Ziel formuliert, dass die 
Gesamtverkehrsleistung des privaten Motorfahrzeugverkehrs bis zum Jahr 2020 ausserhalb der Autobahnen um 10 
Prozent abnehmen muss. Um den Fuss- und Veloverkehr gezielt zu fördern, beinhaltet der Gegenvorschlag einen 
Rahmenkredit über zehn Millionen Franken für den Zeitraum 2011 bis 2014. 

Da der Rahmenkredit Anfang dieses Jahres bereits in Kraft getreten ist, bitte ich den Regierungsrat, folgende 
Fragen zu beantworten: 

1. Welches sind laut dem Regierungsrat die dringlichsten Probleme des Fuss- und Veloverkehrs und wie kann 
der Rahmenkredit zur Lösung dieser genutzt werden? 

2. Gibt es bereits konkrete Pläne, wie und wo die CHF 10 Mio. in den nächsten vier Jahren effizient und 
wirkungsvoll eingesetzt werden? 

3. Wie gedenkt der Regierungsrat über die Verwendung des Rahmenkredits Bericht zu erstatten? 

4. Wie gedenkt der Regierungsrat die im Fuss- und Veloverkehr engagierten Verbände wie Fussverkehr Region 
Basel, Pro Velo beider Basel, umverkehR und VCS beider Basel bei der Planung mit einzubeziehen? 

 Patrizia Bernasconi 

 
 

c) Schriftliche Anfrage betreffend Sozialhilfe-Richtlinien, gültig ab 1. Januar 2011 11.5033.01 
 

Die Sozialhilfe-Richtlinien des Kantons Basel-Stadt, gültig ab 1. Januar 2011, enthalten einige wichtige Neuerungen. 
Erstmals seit 2003 wurden die Ansätze des Grundbedarfs in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der 
Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe der Teuerung angepasst. Ausgeglichen wurde die Teuerung der 
vergangenen zwei Jahre im Umfang von 1,75 Prozent. Damit wurden die Werte übernommen, welche für die 
Anpassung der Renten und Ergänzungsleistungen gelten. Es wird die Zusicherung abgegeben, dass nunmehr stets 
zeitgleich und im gleichen Umfang, normalerweise in Abständen von zwei Jahren, die Teuerung wie bei den Renten 
und Ergänzungsleistungen ausgeglichen wird. Die Teuerung der Jahre 2004 bis 2008 bleibt leider unberücksichtigt. 

Daneben enthalten die Weisungen Neuerungen, zu denen sich kritische Fragen aufdrängen. Sie betreffen vor allem 
Menschen in schwierigen Lebenssituationen. 

 

1. Umzugshilfe 

Die Vergütung des Umzugs, in der Regel bei Einpersonenhaushalten bis zu CHF 800, bei Mehrpersonenhaushalten 
bis zu CHF 2200, wird normalerweise nur noch vorgesehen, wenn die neue Wohnung günstiger ist. Ausnahmen sind 
nur möglich, wenn besondere Gründe vorliegen. Wie ist es aber, wenn der Mieterin oder dem Mieter vom 
Eigentümer gekündigt wird, unter anderem wegen Sanierung des Hauses. Vor allem Menschen in prekären 
Verhältnissen haben nur geringe Chancen, preisgünstige Wohnungen zu finden. Ist in dieser Hinsicht die 
Neuregelung nicht zu eng abgefasst? Allermindestens sollte deutlich festgehalten werden, dass die Einschränkung 
nur beim freiwilligen Wohnungswechsel ohne Notlage gelten kann. 

 

2. Obdachlosigkeit 

Obdachlose sollen nur noch den Grundbedarf einer Person in einem Zweipersonenhaushalt erhalten, das heisst pro 
Monat CHF 748 statt CHF 977. Dafür sollen die Kosten der Notschlafstelle separat vergütet werden. Wer ständig in 
der Notschlafstelle schläft, kann so besser fahren. Wer aber immer wieder eigene Übernachtungsmöglichkeiten 
findet, fährt so wesentlich schlechter. Begründet wird dies unter anderem damit, dass günstiges Essen in der 
Gassenküche oder in weiteren sozialen Institutionen möglich ist. Ist es wirklich richtig, dass die günstigen und guten 
Angebote von Gassenküche und weiterer Institutionen letztlich dem Kanton anstelle der bedürftigen Menschen 
Einsparungen bringen? Müssten nicht in vermehrtem Masse die besonderen Beschwernisse und gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen des Lebens in Obdachlosigkeit berücksichtigt werden? 

 

3. Kürzungen des Grundbedarfs 

Bisher konnte der Grundbetrag für den Lebensunterhalt (bei Einzelpersonen CHF 977) bei Verletzung der 
Mitwirkungspflichten und ungenügender Selbsthilfe bis zu 15 Prozent gekürzt werden. Nun soll in schweren Fällen 
die Kürzung für die Dauer von maximal 6 Monaten auf 30 Prozent erhöht werden. Einer alleinstehenden Person 
kann so für den Lebensunterhalt nur noch CHF 684 statt CHF 977 zur Verfügung stehen. Kann eine solche Kürzung 
wirklich durchgezogen werden, ohne dass die Wohnungsmiete in Gefahr kommt, neue Schulden gemacht werden 
und die Gesundheit gefährdet wird? Drohen nicht Folgekosten, die nicht zu verantworten sind ? 

 

4. Streichung der Sozialhilfe 

Bei besonderen Pflichtverletzungen kann die Sozialhilfe völlig gestrichen werden. Hierzu heisst es im Jahrbuch der 
Sozialhilfe 2009 im Kapitel zu Gegenleistungsmodell: "8 der insgesamt 43 Programmteilnehmenden erhielten 
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aufgrund des Nichteinhaltens der Rahmenbedingungen eine Einstellungsverfügung und wurden von der Sozialhilfe 
abgelöst. Meistens verlor sich ihre Spur ohne weitere Angaben". Ist dies wirklich verantwortbar? Ist damit nicht das 
Abgleiten in Kriminalität, Verwahrlosung, Krankheit vorbestimmt? Auch das Jahrbuch 2010 enthält Hinweise auf den 
erfolgten Ausschluss aus der Sozialhilfe. Gemäss geltender Rechtsprechung muss mindestens beim Ausschluss 
aus der Sozialhilfe die Türe zur Wiederaufnahme der Hilfe bei Erfüllung der geforderten Pflichten verbindlich 
zugesichert werden. 

Jürg Meyer 

 

 

d) Schriftliche Anfrage betreffend Signalisation Autobahn 11.5041.01 
 

Am Montag, 7.2.2011 ist dem Anfragesteller – nicht zum ersten Mal – aufgefallen, dass die automatischen 
Singalisationen auf der Autobahn im Kantonsgebiet nicht den Tatsachen entsprechen: konkret war um 23.30 Uhr die 
Ausfahrt Basel-City mit "Achtung Stau" und "Höchstgeschwindigkeit 60 km/h" signalisiert – bis zum Lichtsignal war 
aber sage und schreibe kein einziges anderes Fahrzeug anzutreffen! 

Da eine solche absolute Fehl-Signalisation nicht zum ersten Mal vorkommt und nach Ansicht des Anfragestellers der 
Akzeptanz und Einhaltung von Signalisationen (v.a. bezüglich Höchstgeschwindigkeit!) in hohem Masse abträglich 
ist, bittet er die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Von wem und nach welchen Grundsätzen werden die automatisierten Signalisationen auf den Autobahnen 
auf Kantonsgebiet gesteuert? 

2. Wie wird sichergestellt, dass bei der Signalisation keine so eklatanten Fehlsteuerungen mehr erfolgen, wie im 
erwähnten Fall festgestellt? 

3. Ist die Regierung bereit, bei den zuständigen Stellen ihren Einfluss geltend zu machen, dass auch möglichst 
keine Fehl-Signalisationen mehr im weiteren Verlauf der Autobahn erfolgen? Konkret geht es insbesondere 
darum, dass das Teilstück von der Verzweigung A2-A3 bis Ausfahrt Rheinfelden West auch bei sehr wenig 
Verkehr mit Höchstgeschwindigkeit 100 signalisiert wird, was nicht sinnvoll, da dem Verkehrsfluss abträglich 
ist. Weiter sind auf dem Teilstück zwischen Schweizerhalle-Tunnel und Autobahnverzweigung A2-A3 oft 
Signalisationen anzutreffen, welche nicht dem aktuellen Stand entsprechen oder gar irreführend und damit 
gefährlich sind. 

Patrick Hafner 

 

 

e) Schriftliche Anfrage betreffend Mittagsruhe 11.5042.01 
 

Für den häuslichen Bereich gilt gemäss polizeilicher Lärmschutzverordnung 782.300 eine Mittagsruhe von 12-14 
Uhr. Für Bauarbeiten wurde die Mittagsruhe gemäss kantonaler Lärmschutzverordnung 782.100 auf 12-13 Uhr 
reduziert – wohl mit der Idee, dass es auch für die von Lärm Betroffenen sinnvoll ist, wenn Bauarbeiten durch diese 
verkleinerte Mittagspause schneller beendet werden können. 

Nun stellt sich einerseits a) das Problem, dass auch die für Bauarbeiten verkürzte Mittagsruhe in sehr vielen Fällen 
nicht eingehalten wird, andererseits scheint es b) eine Lücke zu geben betreffend Lärm, welcher aus gewerblichen 
Tätigkeiten entsteht.  

a) Der kantonale Lärmschutzverantwortliche verfügt gemäss eigenen Aussagen nicht über die Mittel, um die 
Einhaltung der Vorschriften vermehrt zu kontrollieren, geschweige denn durchzusetzen. 

b) Dem Anfragesteller ist z.B. aufgefallen, dass Lieferungen von Heizöl, welche wegen dafür notwendigen 
Motorpumpen ziemlich lautstark ausfallen, regelmässig bewusst auf die Zeit von 12-13 Uhr gelegt werden; 
auch Umzugsfirmen scheinen keine Mittagsruhe-Regelung zu kennen. 

Vor diesem Hintergrund bittet der Anfragesteller die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Was gedenkt die Regierung gegen die nahezu systematisch zu nennenden Verletzungen der Mittagsruhe auf 
Baustellen zu unternehmen? 

2. Ist die Regierung bereit, mit den entsprechenden Branchenverbänden das Thema Baulärm aufzunehmen, 
und insbesondere betreffend Einhaltung der Mittagsruhe Vereinbarungen zu treffen, welche sicherstellen, 
dass die Anwohner wenigstens während der reduzierten Mittagsruhe von 12-13 Uhr nicht lärmgeplagt 
werden? 

3. Welche Vorschriften gelten für gewerbliche Tätigkeiten betreffend Mittagsruhe? 

4. Falls eine Lücke besteht: ist die Regierung bereit, den Bereich Lärm über Mittag auch betreffend Gewerbe 
aufzugreifen, und so zu regulieren, dass möglichst ohne Beeinträchtigung der gewerblichen Tätigkeit dennoch 
eine – mindestens minimale – Mittagsruhe für die Bevölkerung geschützt werden kann? 

Patrick Hafner  
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f) Schriftliche Anfrage betreffend Thema Alter und Migration 11.5043.01 
 

Die Schweiz ist seit Beginn des 20. Jahrhunderts zu einem Einwanderungsland geworden. Die Migratinnen und 
Migranten haben nach dem Zweiten Weltkrieg einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen wie zur kulturellen 
Entwicklung der Schweiz geleistet. Es gab damals keine lntegrationspolitik. Eine Integration der Gastarbeiter wurde 
politisch gar nicht angestrebt. Auch für viele Migrant/innen war die Integration kein Ziel. 

Sie kamen mit der Idee, nach einigen Saisons oder spätestens im fortgeschrittenen Alter, in ihre Heimat 
zurückzukehren. Die Realität sieht aber anders aus: Sie bekamen Kinder und sie wanderten zwischen zwei Welten. 
Sie bekamen Enkelkinder, sie wurden älter und sie blieben hier. 

Immer mehr Migrantinnen und Migranten kehren nach der Pensionierung nicht in ihr Herkunftsland zurück, sondern 
verbringen ihren Lebensabend in der Schweiz. Damit wächst auch der Anteil derjenigen beständig, die bei der 
Versorgung durch ambulante und stationäre Institutionen der Alterspflege auf Unterstützung angewiesen sind. 

Während aktuell vor allem ältere Migrant/innen aus Italien, Deutschland, Frankreich und Spanien in der Altersgruppe 
über 65 vertreten sind, wird die Heterogenität der älteren Migrationsbevölkerung in den kommenden Jahren 
zunehmen. In der Schweiz haben wissenschaftliche Untersuchungen ergeben, dass der Gesundheitszustand von 
Angehörigen der Migrationsbevölkerung in verschiedenen Bereichen schlechter ist als jener der Einheimischen. 
Arbeitsbedingungen mit andauernden starken körperlichen Belastungen, Doppel- und Dreifachbelastungen, 
besonders von Migrantinnen, führen zu körperlichen Verschleisserscheinungen. Zu den Belastungen durch die 
Arbeit kommen migrationsspezifische psychosoziale Belastungen dazu, welche sich durch familiäre Trennungen, oft 
unsichere Zukunftsperspektiven und andauernde soziale Marginalisierung aufgrund von lntegrationsbarrieren 
ergeben. 

Die Öffentliche Hand ist auf allen Ebenen verpflichtet, ältere Migrant/innen mit einer bedürfnisgerechten Alterspolitik 
zu unterstützen. Mit geeigneten Massnahmen muss die ältere Migrationsbevölkerung gleichberechtigten Zugang 
zum schweizerischen Altersbetreuungssystem erhalten. Dienstleistungen müssen (sollen) für alle ohne 
Diskriminierung offen sein. 

Wir bitten die Regierung, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Haben wir eine Alterspolitik, die auch Migrant/innen gerecht wird? 

2. Die erste Generation hat kaum Zeit gehabt, Sprachen zu lernen und sie haben ihre Sitten nicht abgelegt. 
Religiöse und kulturelle Lebensweisen sind vielfältig. Können bestehende Angebote Differenzierung 
gewährleisten? 

3. Es braucht eine Sensibilisierung der Gesellschafl für das Thema Migration und Alter. Wie sieht 
Öffentlichkeitsarbeit diesbezüglich aus? 

4. Das Thema muss in Aus- und Weiterbildungen von Fachpersonen integriert sein. Haben wir entsprechende 
Angebote? 

5. Ist Alter und Migration ein Thema beim Studium? Vertiefungsstudien sind notwendig, um zu einem besseren 
Verständnis des Gesundheitszustandes älterer Migrant/innen zu gelangen. 

6. Gibt es Überlegungen zu vielfältigen Wohnmodellen? 

7. Wir brauchen niederschwelligen Zugang zu Informationen. Wo hole ich mir Hilfe zu migrationsgerechter 
Präventionsarbeit und Gesundheitsförderung? 

8. Wir brauchen Hilfeleistungen für Familienangehörige. 

9. Sind Alterseinrichtungen auf die vielfältigen kulturellen und religiösen Unterschiede differenziert ausgerichtet? 

Gülsen Oeztürk  

 

 

g) Schriftliche Anfrage betreffend Gebühren in ausländerrechtlichen Verfahren 11.5044.01 
 

Das Ausländergesetz (AuG) kennt viele Gebühren. Ausländische Mitbewohnerlnnen unseres Kantons, die eine 
Aufenthaltsbewilligung B besitzen, müssen diese Bewilligung jedes Jahr verlängern lassen. Gemäss Art. 8 der 
Verordnung über die Gebühren zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer (SR 142.209) beträgt 
die kantonale Höchstgebühr für diese Dienstleistung CHF 95. 

Eine Familie mit 2 Kindern bezahlt demnach für die jährliche Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung CHF 380. Ein 
Betrag, der für viele Familien hoch ist und das Familienbudget einschneidend belastet. 

Die obgenannten Gebühren sind Höchstgebühren. Die Kantone haben die Möglichkeit, ihre Gebühren dem 
tatsächlichen Aufwand anzupassen und sie dementsprechend kostengünstiger auszugestaIten. 

Eine Übersicht über die vom Kanton Basel-Stadt in ausländerrechtlichen Verfahren zu erhebenden Gebühren ist auf 
der Homepage des Migrationsamtes nirgends ersichtlich. Ebenso wenig findet sich eine kantonale Verordnung, 
welche die Gebühren für die einzelnen Dienstleistungen festhält. 

Ich bitte den Regierungsrat folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie sieht die kantonale Gebührenregelung in ausländerrechtlichen Verfahren konkret aus? 

2. Wie hoch sind die Gebühren für die einzelnen Dienstleistungen gemäss Art. 8 der Verordnung über die 
Gebühren zum AuG (SR 142.209) in Basel-Stadt? 
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3. Besteht die Möglichkeit, die Gebühren der einzelnen Dienstleistungen des Migrationsamtes auf dessen 
Homepage zu veröffentlichen und damit Transparenz herzustellen? 

4. Besteht die Möglichkeit, bei Menschen, welche die Voraussetzungen zur Gewährung der unentgeltlichen 
Rechtspflege erfüllen, von der Erhebung der Gebühren abzusehen, resp. diese Gebühren auf ein Minimum zu 
reduzieren? 

Ursula Metzger Junco P. 

 

 

h) Schriftliche Anfrage betreffend kulturelle Bereicherung durch die Vielfalt von 
Kulturen aus unterschiedlichen Nationen 

11.5045.01 
 

Das Historische Museum zeigt gegenwärtig in einer äusserst erfolgreichen Ausstellung über die Bedeutung der 
Migration seit der frühen Neuzeit auf, zu welchen Leistungen eine Gesellschaft durch das Phänomen der Migration 
geführt wird. Diese Leistungen zeigen sich auch in der kulturellen Vielfalt. Auch heute ist die Vielfalt der 
Migrantinnen und Migranten aus sehr unterschiedlichen Nationen für unseren Kanton eine kulturelle Bereicherung. 
Es entstehen immer wieder einzelne Kulturinitiativen aus Kreisen von Migrantinnen und Migranten. als Beispiele 
seien hier das "Albanische Forumtheater P.S." und die Kulturaustauschwoche der schweizerisch-kurdischen 
Gemeinschaft genannt. Dennoch sind solche Kulturprojekte und Leistungen aus dem freien Kunstschaffen von 
Menschen mit Migrationshintergrund in der Öffentlichkeit zu wenig bekannt. 

Ich frage deshalb den Regierungsrat an: 

1. Welche Anstrengungen unternommen werden könnten, um Kulturprojekte und das freie Kunstschaffen von 
Menschen mit Migrationshintergrund zu fördern und in der Öffntlichkeit bekannt zu machen? 

2. Gibt es Möglichkeiten, solche Kulturprojekte gezielt zu unterstützen? 

3. Könnte die Vielfalt der Kulturen einmal im Jahr durch ein grosses vom Kanton subventioniertes Kultur-und 
Volksfest erlebbar gemacht werden? 

Sibylle Benz Hübner 

 

 

i) Schriftliche Anfrage betreffend Sonntagsruhe 11.5061.01 
 

Aus der Bevölkerung wurde dem Anfragestellenden Unbehagen signalisiert über die zunehmende Anzahl 
Geschäfte, die regelmässig an Sonntagen geöffnet haben: nachdem es sich bei diesen Geschäften offenbar nicht 
mehr nur um eigentliche Familienläden handle, sondern auch um (wohl unabhängige) Klein-Filialen von 
Grossverteilern (Migros Detaillist, Coop Pronto, Denner Satellit u.ä.), werde Sinn und Zweck der Sonntagsruhe 
zunehmend geritzt. 

Der Anfragesteller nimmt dieses Unbehagen ernst (auch wenn er die Sorge nicht in allen Punkten teilt, und auch 
bezüglich Ladenöffnungszeiten grundsätzlich eine liberale Haltung vertritt), und bittet die Regierung um die 
Beantwortung folgender Fragen: 

1. Unter Einhaltung welcher Bedingungen dürfen Ladengeschäfte regelmässig auch an Sonntagen geöffnet 
haben? 

2. Ist diese Sonntagsöffnung limitiert (bezüglich Gesamtdauer pro Sonntag, früheste Öffnungs-/späteste 
Schliesszeit, Anzahl pro Jahr u.ä.)? 

3. Wie und wie intensiv wird die Einhaltung der geltenden Vorschriften kontrolliert? 

4. Werden Kontrollen nur auf Verlangen hin oder auch von Amtes wegen vorgenommen? 

5. Bestehen Vorschriften über die Konzentration von Ladengeschäften mit Sonntagsöffnung in einem 
bestimmten Gebiet? Falls nein: wie stellt sich die Regierung zum Anliegen, diesbezüglich für mehr 
Ausgewogenheit zu sorgen? 

Patrick Hafner  

 

 

 


